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Editorial 


Zunächst einmal müssen wir den teilweise uns bekannten, teilweise anonymen Spen- 
dern danken, die uns im letzten Monat freigiebig bedacht haben. Aus dem schlimmsten 
Finanzloch sind wir auf diese Weise erst mal herausgekommen. Erfreulich war auch 
die Entwicklung der Abos in den letzten zwei Monaten. Wenn wir noch 300 Abon- 
nentInnen gewinnen können, sind wir aus dem Gröbsten heraus, dh. machen keine Ver- 
luste mehr. 
Schwerpunkte sind in diesem Heft der leidige Ost- West-Konflikt, der sich unter den 
jetzt unter den linken Gruppen immer weiter zuspitzt, der Krieg in Jugoslawien und 
Probleme mit den ostdeutschen Alt- und Neulasten im Müllbereich. 
Zu Übergriffen von Faschisten, zu staatlicher Repression und anderen Vorfällen kön- 
nen wir oft nur fragmentarisch berichten, weil in manchen Regionen Östdeutschlands 
immer noch Informationen versacken und, wenn überhaupt, nur in Form von Gerüch- 
ten weitergetragen werden. Wir hoffen, daß sich auch dort demnächst herumspricht, 
daß nur über Öffentlichkeit Solidarisierung und Widerstand möglich wird. 
Ansonsten verbleiben wir in alter Frische! 

Eure Redaktion "telegraph" 


MALCOLM X- 
DIE AUTOBIOGRAPHIE 


en Das 1965 von Alex Haley herausgegebene Buch ist 
® im Januar 1993 - mehr als siebenundzwanzig Jahre 
9 nach der Erstveröffentlichung - in neuer deutscher 
Übersetzung erschienen. Der Originaltext wird 
ergänzt durch Beiträge zur Aktualität von Malcolm X 
4 und zum antirassistischen Diskurs. Der Anhang 
bietet in einem umfangreichen Glossar Informatio- 
nen über Personen, Begriffe und Sachverhalte, die 
3 nicht oder nicht mehr bekannt sind. 
4 Die vorliegende Edition ist den politischen Gefange- 
nen in den USA gewidmet. Eine Liste dieser Gefan- 
| Wa genen und der sie unterstützenden Organisationen 
Teer rundet das Buch ab. 


Merausgogeben von Aloz Haloy 
Im Buchhandel oder über: 
Agipa-Press Eichenberger Str. 9 2800 Bremen 1 
ISBN 3-926529-06-7 Tel. 0421-354029 Fax 0421-353918 
Hardcover 525 Seiten DM 39,80 Per Film "Malcolm X" a läuft am 4. März '93 in 
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Gibt es eine gemeinsame Zukunft für die 
Infoläden von Ost und West? 


Drei Jahre offene Grenzen heißt auch drei 
Jahre “gemeinsames” (?) Politisieren 
zwischen der sogenannten Linken aus Ost 
und West. So sollte man glauben. 

Nun zeigt uns jedoch die Realität, daß 
dies mitnichten der Fall ist. Tiefe Gräben 
durchziehen das Land und entwickeln 
sich zu scheinbar unüberwindlichen 
Abgründen. Abgesehen davon, daß sich 
die “Linke” hierbei im Gesamtkonsens 
der Gesellschaft befindet. 

Ein im November 1989 gemeinsam 
begonnenes Aufeinanderzugehen linker 
Menschen beider Länder ist schneller zu 
Ende gegangen als anfangs erwartet. Und 
man ist sich nun viel fremder als vorher. 
Die meisten alten Strukturen im Osten 
sind in Folge der Wende in Bewegung 
geraten. Leute die einst gemeinsame Poli- 
tik betrieben, stehen sich nun teilweise 
gegenüber. Ein politisches Umdenken hat 
sich bei allen vollzogen, daß außer 
Nostalgie und einige alte Verbindungen, 
nichts übrig ließ von dem, was vorher 
war. So standen die neuen, im Entwick- 
lungsprozeß befindlichen Gruppen und 
Grüppchen (Antifas, Hausbesetzer, 
Kriegsdienstverweigerer usw.) aus dem 
Osten, vor der Wahl, sich in die verfestig- 
ten, scheinbar stabilen Strukturen der 
Westdeutschen und Westberliner Auto- 
nomen und Linksradikalen Gruppen zu 
ergeben, oder aber eigene Wege zu 
gehen. Durch die Erfahrungen vieler 
Gruppen aus der DDR mit einer arrogan- 
ten Politik der Annektion und einer ent- 
mündigenden Bevormundung durch viele 
Linke aus der BRD, wurde ein gemeinsa- 
mes Zusammengehen nicht möglich. 

Die linken Gruppen des Westens weiger- 
ten sich, die Erfahrungen des Ostens 


überhaupt zu berücksichtigen. Diese wur- 
den von vorne herein als Relikte einer 
alten Zeit abgetan. Die “linken” Gruppen 
des Westens betrieben damit das gleiche 
wie die Herrschenden in Bonn - die 
bedingungslose Einverleibung der DDR. 
Im Osten bedeutete dies, daß zunächst 
das Aufbauen eigener unabhängiger 
Strukturen und eine Vernetzung inner- 
halb der Gruppen als Gegenpol zum 
Westen unumgänglich wurde. 
Mittlerweile gibt es auf dem “Reichs- 
bahnbetriebsgebiet” zwei Vernetzungs- 
treffen. Zum einen eine allgemeine Ost- 
Projektvernetzung mit dem Haupttenor 
Antifa und eine Ostinfoladenvernetzung. 
Gerade im Bereich der Infoläden ist der 
Konflikt Ost-West sehr ausgeprägt. 

Ein allgemeines Gefühl der Bevormun- 
dung durch den Westen hat sich bei den 
Östlern breit gemacht. Auch der Umgang 
miteinander führte zu starken Verkühlun- 
gen. Ausdruck dessen ist, daß zu den bun- 
desweiten Ladentreffen die Westler fast 
unter sich sind. Nur wenige Östläden hat- 
ten den Weg nach Hamburg oder Lutter 
gefunden. Sie spielten dort nur die Rolle 
der dummen Kleinen, die in der zweiten 
Reihe sitzend, zusehen durften, wie die 
großen Weisen aus dem Westen Politik 
machen. Doch das ist der Punkt an dem 
es nun nicht weiter geht. 

Bei dem nächsten bundesweiten Treffen, 
das im März in Erfurt stattfindet, wird 
sich entscheiden ob es eine engere 
Zusammenarbeit geben wird, oder aber 
die seperaten Ost-Strukturen bestehen 
bleiben und gefestigt werden. Das ist das 
wesentliche Ergebnis der Ostladen-Tref- 
fen im Oktober in Potsdam und im Janu- 
ar in Halle. Ein in Potsdam verfaßtes The- 
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senpapier, daß an alle Westläden ver- 
schickt wurde, verdeutlichte diese Positi- 
on. Die ungeheuerliche Art und Weise, 
mit der einige Westler während des Inter- 
nationalen Laden-Treffens auf dieses 
Papier reagierten, zeigt deutlich deren 
Arroganz. 

Zwar befand man das Papier als interes- 
sant, jedoch erklärten sie es für unmög- 
lich, auf die, während ihrer Treffen stets 
geführten RZ- und Strukturdiskussionen 
zu Gunsten der Ost-West-Debatte zu ver- 
zichten. Das jedoch, so die Westdeut- 
schen, könnten die kleinen “Ossis” aber 
nicht wissen, da sie ja gar keine Erfah- 
rungen hätten und noch viel lernen müß- 
ten. Aber natürlich bot man den “OÖssis” 
sofort Nachhilfeunterricht an. Danach 
nämlich, so bestand bei den Weisen 
“Wessis” kein Zweifel, würden die Ossis 
natürlich von ihren irrsinnigen Vorhaben 
ablassen - härter gehts nimmer mehr. 
Westler, die sich auf Bundestreffen mit 
der Ostposition zu solidarisieren versuch- 
ten, galten schnell als Nestbeschmutzer 
und wurden hart attackiert. 

Das Internationale Info-Ladentreffen 
zeigte auch, daß dieses Verhalten eine all- 
gemeine weit über den Osten Deutsch- 
lands hinaus gerichtete ideologische 
Stoßrichtung hat. Das auf dem Treffen 
vorgebrachte Angebot seitens Prager 
Infoladenleute, das nächste Internationale 
Treffen in Prag zu machen, wurde von 
Westdeutschen Teilnehmern knallhart 
abgebügelt. Dabei wurden die Prager der- 
art verletzt, daß diese es vorzogen vorzei- 
tig abzureisen. 

In Halle wurde noch einmal klar und 
deutlich festgestellt und durch eine weite- 
re schriftliche Erklärung fundamentiert, 
daß es in Erfurt nur ein einziges Thema 
geben wird, und zwar die Öst-West- 
Debatte. 
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WESSIS 
zeigt den 


Sachsen 


daß wir um Prozente 
blöder sına aıs SI@? 


wählt 


OHL 


Darüber hinaus gab es die obligatorischen 
Berichte aus den Städten: 

-In Erfurt führte die Polizei am 17.01. 
ohne Durchsuchungsbefehl eine Razzia 
im AJZ durch. Dabei wurde internes 
Antifamaterial beschlagnahmt. 

Der Infoladen wird wahrscheinlich bald 
umziehen müssen, da eine Räumung des 
Mainzer Hofs bevorsteht. Die Aktivitäten 
der Faschos nehmen wieder zu (es wird 
wärmer). 

-In Dresden führten die Bullen am 19.12. 
ohne Durchsuchungsbefehl eine Razzia 
gegen das besetzte Haus Luisenstraße 93 
durch. Hierbei wurde, genau wie in 
Erfurt, von den Bullen “Gefahr im Ver- 
zug” angegeben, wonach keine speziellen 
Genehmigungen von nöten sind. 

-Die Jenaer berichteten über das Bur- 


schenschaftentreffen vom 10.01. und 


über die Gegenaktionen. Etwa 100 Leute 
blockierten den Zugang zur Tagungsstät- 
te. Erst nach 2 Stunden kam SEK und 
knüppelte den Weg frei. 


Aus der Einladung zum bundesweiten 
Ost-West Infoladentreffen 


Aufgrund der Diskussionen und Erfahrungen von den bundesweiten Infoladentreffen 
in Hamburg und Luther und der DDR-weiten Infoladentreffen in Potsdam und Halle 
sind wir zu dem Ergebnis gekommen, daß eine eventuelle gemeinsame Arbeit eine 
Ost-West-Auseinandersetzung voraussetzt. 

Die Erfahrungen auf den bundesweiten Infoladentreffen zeigen, daß Ostläden von der 
Diskussion ausgeschlossen sind und eine Zusammenarbeit nur dann akzeptiert wird, 
wenn Östläden bedingungslos die Strukturen und Kampagnen übernehmen. 
Deshalb werden wir in Erfurt keine Struktur- und RAF/RZ - Diskussion führen, weil 
wir klären müssen, ob es überhaupt eine gemeinsame Zukunft für Ost- und Westlä- 


den gibt. 


Warum ist das Bundesweite Infoladentreffen 
für uns ein Ost-West-Treffen? 


Wir treffen uns als Menschen aus linken Strukturen aus zwei Ländern mit unter- 
schiedlicher sozialer Entwicklung und Geschichte. Seit der Öffnung der Grenze 
waren und sind wir permanent gezwungen, uns und unsere Widerstandsformen zu 
erklären und gleichzeitig zu rechtfertigen. 

In der Hoffnung auf eine gleichberechtigte Stellung in der Auseinandersetzung und 
Entwicklung begaben wir uns diskussionslos in eure (West) Strukturen. Während ihr 
euch von einer Kampagne zur anderen gerettet habt, verspielten wir die Möglichkeit, 
ein eigenständiges politisches Profil zu entwickeln. 

Die politische Realität ist aber, daß die bestehenden autonomen Strukturen und Akti- 
onsformen ihre Zeit überlebt haben. Selbstgefällig im schwarzen Block, wollen wir 
nicht erkennen, daß wir unter unseren Haßmasken längst die Gesichter verloren 


haben. 2 
Die Chance einer positiven Resonanz in der Bevölkerung, soweit wir Sie jemals hat- 


ten, ist längst verspielt. 
Während wir potentielle BündnispartnerInnen aus unseren autonomen Selbstver- 
ständnis heraus abgrenzen, paktieren wir mit elitären Minderheiten, die zur Durch- 
setzung ihrer Macht über Leichen gehen. Auf grund unserer geschichtlichen Erfah- 
rungen haben z.B. Stalinisten in unseren Zusammenhängen nichts zu suchen. 

Es ist dabei klar, daß auch wir uns mit fundamentalen Problemen wie der Patriar- 
chatsdebatte nicht auseinandersetzen. 

Wir müssen jetzt gemeinsam erkennen, daß es so nicht weitergeht. 

Denn während die einen die Öfen der Titanic weiter unter Feuer halten, steigen die 
anderen in das politische Rettungsboot “Partei”, doch niemand bringt die Phantasie 
und den Mut auf, ins kalte Wasser zu springen. 


Frauen und Männer des DDR-weiten Infoladentreffens 
Halle, den 24.01.93 
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-Auch in Halle führte die Polizei eine 
Razzia gegen das dortige besetzte Haus 
durch. 

-In Potsdam gibt es Räumungsandrohun- 
gen gegen 3-4 Häuser. Auch hier muß 
der Infoladen wahrscheinlich umziehen, 
aber die Postadresse bleibt. Auch hier 
wurde eine Demo für den 30.Januar 
angekündigt. 

-In Magdeburg gibt es eine zunehmende 
Antifa-Organisierung. Der Infoladen 
wird 

aus dem JZ Knast gedrängt. Es gibt 
Ärger mit dem dortige Sozialarbeiter der 
“Offenen Arbeit” und seinen Punks. 

-In Greifswald wurde dem AJZ von der 
Besitzerin gekündigt. Sie will das Haus 
an eine rechtsradikale Burschenschaft 
vergeben. 

-In Leipzig hat das Haus in der Emesti- 


straße noch immer keine Verträge. 

-In Berlin hat sich, “Gott sei’s gedankt”, 
das Berlinweite Infoladentreffen aufge- 
löst. Auch dort waren die Westläden in 
letzter Zeit unter sich. 

Im großen und ganzen verlief das Treffen 
in Halle genau wie das Treffen in Pots- 
dam in einem angenehmen Klima ohne 
Stress, trotz verschiedener Meinungsun- 
terschiede. Bei allen schwang das Gefühl 
des einander Verstehens und miteinander 
Wollens mit. 

Es zeigte sich schnell, daß mit etwas 
Spaß und gutem Willen mehr erreicht 
wird, als mit strategischen Spielereien 
und dem Durchpeitschen der jeweils 
eigenen Ideologie. 


Barni Geröllheimer 


Erfahrungsaustausch von Ost- und West- 
Basisgruppen in der Internationalismus- / 
“Dritte-Welt”-Arbeit 


-(K)ein Seminar zu Perspektiven einer künftigen 
Zusammenarbeit- 


WANN und WO: 

22.-25. April in Lehnitz bei Oranienburg 
(S-Bahn-Anschluß von Berlin). Bitte 
nicht davon abschrecken lassen, daß das 
Treffen schon donnerstags beginnt: Wir. 
haben ein Programm überlegt, in das 
man/frau auch am Freitagabend pro- 
blemlos einsteigen kann. 


WAS WIR WOLLEN: 

Wir wollen KEIN Seminar im üblichen 
Sinne anbieten, sondern den Rahmen für 
einen Erfahrungsaustausch. Die Tren- 
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nung zwischen denen, die etwas vermit- 
teln wollen, und anderen, die etwas “ler- 
nen” sollen, ist aufgehoben: Alle Teil- 
nehmenden bringen etwas ein, nämlich 
sich selbst, ihre Erfahrungen, ihre Bio- 
graphie, und lernen gleichzeitig etwas 
über “die anderen”. Und diese “anderen” 
könnten vermutlich nicht nur die “Wes- 
sis” bzw. die “Ossis” sein. Sondern z.B. 
auch die GrenzgängerInnen zwischen 
staatsfeindlicher und staatstolerierter 
Soliarbeit im Osten, VertreterInnen fun- 
damentalistischer Positionen bzw. “Insti- 


tutions-GängerInnen” im Westen, Ver- 
fechterInnen bedingungsloser materieller 
Solidarität mit den “Verdammten dieser 
Erde” bzw. des Anspruchs, politische 
Veränderungen hier in der “1.Welt” zu 
bewirken. Und vielleicht auch Frauen 
bzw. Männer, die sich jeweils in ihrem 
Politikverständnis und Diskussionsver- 
halten sehr stark unterscheiden... 
Zunächst geht es aber darum, die unter- 
schiedlichen Bedingungen und Erfahrun- 
gen in der Solidaritäts- und Internationa- 
lismusarbeit von Basisgruppen in der 
DDR und der Alt-BRD auszutauschen 
und darüber zu reden, wo heute Probleme 
bestehen, die einer gleichberechtigten 
Zusammenarbeit von Ost- und Westgrup- 
pen bisher im Wege stehen. 

Nach unserer Erfahrung wird wenig dar- 
über gesprochen, warum es drei Jahre 
nach der Wende noch nicht (oder kaum) 
zu einer Intensiveren Ost-West-Koopera- 
tion gekommen ist. Vielmehr wird sofort 
gefragt: “Was müssen wir bloß tun, 
damit...?”” Die Beteuerungen, Ost und 
West müßten sich endlich zusammenrau- 
fen, gehen üblicherweise viel zu schnell 
und werden v.a. von “Wessis” kaum hin- 
terfragt. Selten wird darüber nachge- 
dacht, wo die wirklichen Probleme lie- 
gen. Andererseits bleiben die Stimmen 
von Öst-Seite, die gute Gründe gegen 
eıne  (überstürzte) Zusammenarbeit 
anführen, meist ungehört. Das Treffen 
soll Raum dafür bieten, Erfahrungen aus- 
zutauschen - nicht nur auf die konkrete 
Arbeit bezogen, sondern gerade auch auf 
die dahinterstehenden Biographien und 
Lebensrealitäten. Mal sehen, wo Perspek- 
tiven für eine künftige Zusammenarbeit 
sind und wo vielleicht auch nicht. Wir 
wollen uns auf keinen Fall einen 
“Erfolgszwang” auferlegen, am Ende sol- 
len keine großartigen Beschlüsse über 


“Vernetzung” oder “neue Strukturen” ste- 
hen. 


WER WIR SIND: 

Die Idee zu diesem Seminar/Austausch 
entstand zwischen Ossis und Wessis, die 
bereits zusammenarbeiten - in der (Ost- 
West-) Zeitschrift UMBRÜCHE, im 
“Berliner Bündnis” und z.T. im Bun- 
deskongreß entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen (BUKO). Die beiden 
Vorbereitungstreffen waren für uns schon 
der Beginn eines Erfahrungsaustausches. 
Mitdiskutiertt haben von Öst-Seite: 
BAOBAB und INKOTA (Berlin), Mitte- 
lamerika-Initiative (Leipzig), Infostelle 
Eine Welt (Magdeburg); von West-Seite: 
Infoladen 3.Welt (Berlin), Infobüro Nica- 
ragua (Wuppertal), Anti-EG-Gruppe 
(Köln), Vamos (Münster), Kampagne 
gegen Rüstungsexporte (Bremen). 


WIE ES LAUFEN KANN: 


Donnerstag, 22.4.: Anreise, Essen, Offe- 
ner Abend zum Kennenlernen. 

Freitag, 23.4.: Tagsüber: Erster Erfah- 
rungsaustausch (Gespräche in kleineren 
Gruppen über die Entstehung des Semi- 
nars, die Erfahrungen aus der Vorberei- 
tungsgruppe, den geplanten Seminara- 
blauf - mit Möglichkeit der Verände- 
rung). 

Abends: Offizielle Eröffnung des Haupt- 
teils. Sketche über Vorurteile und Bilder. 
Eine “typische” Ost-Diskussionsrunde - 
mit Auswertung. 

Samstag, 24.4.: Eine “typische” West- 
Diskussion - mit Auswertung. Nachmit- 
tags Arbeitsgruppen zu: Südafrika-Soli- 
darität, Nicaragua-Solidarität, IWF-/Ver- 
schuldung, Alternativer Handel/3.Welt- 


Läden u.a. 
Sonntag, 25.4.: Seminarauswertung im 


telegraph 2/93 


Plenum. Gibt es Perspektiven, und wenn, 
wofür? 


WAS IHR TUN SOLLT: 

Euch anmelden, und zwar bis spätestens 
5.4. (am besten früher, denn wir haben 
nur 60 Plätze) schriftlich bei: 
BAOBAB-Infoladen Eine Welt, Winsstr. 
53, O-1055 Berlin. 

Ein ausführliches Programm und eine 
Anfahrtsbeschreibung werden euch dann 
zugeschickt. Die Teilnahmegebühr 
beträgt ca. DM 20.-, enthalten sind Unter- 
kunft und Verpflegung, Fahrtkosten wer- 
den erstattet! Bitte gebt an, ob ihr Kinder- 
betreuung wünscht. 


Die Vorbereitungsgruppe 


SKA KNEIPE 


eu ım Bandito Rosso 
Jeden letzten Freitag 20 Uhr - Ultimo 


Infoladen Bandito Rosso, 
Lottumstr.10a, O- 1054 Berlin 


Bericht von der Tagung 
“Internationale Frauensolidarität’’ 
Zagreb, 7. Februar 93 


Hinflug doch nicht von Tegel, 
sondern mit drei Maschinen der ehemali- 
gen Interflug, zum Solidaritätsbilligtarif 
von Berlin Schönefeld aus. Die Flugge- 
sellschaft heißt jetzt “Berline”, englisch 
ausgesprochen, versteht sich. Die Flug- 
zeuge sind die alten, Klapprigen, sehr lau- 
ten IL 18. Der riesige Flughafen macht 
einen verödeten, abgewickelten Ein- 
druck. Ganz anders als der Flughafen 
Zagreb, auf dem wir zwei Stunden später 
landen. Von Krieg ist nichts zu sehen, 
genauso wenig wie aus der Luft, als wir 
iiber die wunderschöne, bergige Land- 
schaft fliegen, über die schönen roten 
Ziegeldächer, der auf den Bergen wie 
ausgestreut wirkenden Häuser. 

Drei Militärmaschinen stehen 
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auf dem Flugplatz, davon zwei deutsche. 
Die eine davon war scheinbar die von 
Frau Süssmuth am Tag zuvor begut- 
achtete angeschossene Maschine. Warum 
Frau Süssmuth daraufhin mit abgedun- 
kelten Lichtern gestartet sein soll, bleibt 
mit ein Rätsel. 

Auch auf der Busfahrt in die 
Stadt zur Lisinski-Konzerthalle,sucht der 
neugierige Blick vergeblich nach den 
Zeugnissen des Krieges. Wir fahren 
durch ein Neubaugebiet wie Marzahn, 
nur wesentlich moderner, eben westli- 
cher, obwohl der Osten zu spüren ist. Hier 
scheint genauso wenig Krieg zu sein wie 
bei uns zu Hause. 
Das ist ein Täuschung wie sich später her- 
ausstellen wird, denn die Menschen hier 


leben im Krieg. Die Stadt ist am Ende 
ihrer Aufnahmebereitschaft für Flüchtlin- 
ge. Die Menschen sind verbittert und ent- 
täuscht. 

Die Tagung, Tribunal sagt kei- 
ner mehr wie anfangs, beginnt mit dem 
Ausschnitt aus einem Theaterstück. Vier 
Frauen in schwarzen Kleidern singen, 
summen, stöhnen, Trommeln sind im 
Hintergrund zu hören. Ich verstehe die 
Worte zwar nicht, dennoch begreife ich 
wovon sie sprechen. Eine fünfte Frau in 
Schwarz tritt hervor und verliest mit 
anklagender Stimme einen Text. Als sie 
fast schon geendet hat, habe ich endlich 
die Technik im Griff und verstehe die 
Übersetzung. Sie klagt Europa an, das 
zuschaut, einem Krieg, der täglich auch 
jetzt in dieser Minute neue Opfer fordert. 

Da unterbricht Lea Rosh das 

erste Mal die Veranstaltung, wie in einer 
ihrer Talkshows, und fordert die Frau auf, 
nicht weiter zu sprechen, da dies so nicht 
ausgemacht gewesen sei. Dann hält sie 
ihr vorbereitetes Statement, alles schon 
einmal gehört, nichts neues. 
Die Vertreterinnen der Länder besetzen 
nach wiederholter Aufforderung das 
Podium. Alles erscheint etwas improvi- 
siert. Lea Rosh hat einige Mühe, endlich 
zu beginnen. 

Auf den aufgestellten Schildern 
sind folgende Länder zu lesen: 
Österreich,Belgien, Bosnien,Kroatien, 
Frankreich, Finnland, Deutschland, Eng- 
land, Ungarn, Italien, Niederlande, Nor- 
wegen, Polen, Spanien, Schweiz, USA. 
Außer der englischen Vertreterin nehmen 
alle Frauen ihre zugedachten Plätze ein. 

Der Frauenministerin aus Öster- 
reich hat scheinbar Lea Roshs Einstiegs- 
statement nicht gefallen, denn sie sagt als 
erste, daß sie sich hier nicht politisch ver- 
einnahmen lassen möchte, spricht davon, 
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daß sie auch nicht will, daß das Leid der 
Frauen zu einer Pressekampagne ver- 
kommt und bemängelt die Einbeziehung 
der Frauengruppen des ehemaligen Jugo- 
slavien in die Vorbereitung dieses Tref- 
fens. 


Die belgische Vertreterin ist keine Politi- 


kerin, sondern vertritt lokale Frauenorga- 
nisationen, die Hilfe organisieren und in 
Flüchtlingslagern tätig sind. 

Die bosnische Vertreterin 
spricht von politischer Feigheit, denn seit 
vier Monaten sei die Liste der Frauen- 
konzentrationslager bekannt und nichts 
passiert. Sie berichtet aus Bosnien, 
spricht von der Zeit, als fünf Nationalitä- 
ten friedlich miteinander lebten und sagt, 
daß dies kein Bürgerkrieg sei kein Natio- 
nalitäten-Konflikt, sondern daß dies ein 
Eroberungskrieg der Serben sei. Sie 
berichtet weiter, daß über Bosnien nicht 
nur eine Informations-Blockade liegt, 
denn von diesem Solidaritätstreffen hier, 
kann man in Bosnien nichts erfahren 
Nach Bosnien gelangt auch seit einem 
Monat keine Hilfssendung. Seit vier 
Monaten sind die furchtbaren Greueltaten 
in den Vergewaltigungslagern und Häu- 
sern bekannt und sie kann nicht begrei- 
fen, warum nichts geschieht, um den 
Gequälten zu helfen. Als sie erzählen 
will, wie es für sie war, als sie den Ser- 
benführern in Genf in die Arme lief, ver- 
sagt ihr die Stimme. 

Die kroatische Vertreterin 
beschwert sich zuerst darüber, daß sie als 
Gastgeberinnnen nicht die Gäste 
begrüßen dürfen. Sie sagt, wir werden 
hier zu Nationalisten erklärt, weil wir ein 
Recht auf Selbstverteidigung haben wol- 
len. Sie sagt, daß es keine Unterstützung 
durch die Frauenorganisationen Europas 
gibt. Der Agressor wird weiter unterstützt 
und könne im Stil eines Hitler den Krieg 
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gegen sie führen, bis hin zu den Pogro- 
men in Bosnien. Die Massenvergewalti- 
gungen sind nur die Folge dieses schreck- 
lichen Eroberungskrieges der Serben, die 
sich dieses Mittels bedienen, um die 
Menschen zu vertreiben oder zu vernich- 
ten. 

Die zwei französischen Vertre- 
terinnen waren Parlamentarierinnen. Sie 
forderten, daß der Krieg sofort beendet 
werden müsse, auf möglichst gute Weise, 
was auch immer das bedeuten mag. Sie 
machten einige Vorschläge für Schutzzo- 
nen, internationalen Gerichtshof, forder- 
ten schnelle unbürokratische Lösungen 
für Adoptionen von Kindern vergewaltig- 
ter Frauen. Für die Durchsetzung der 
Schließung der Konzentrationslager 
schlugen sie einen Generalstreik der 
europäischen Frauen vor, am 6. März und 
Demonstrationen am 8. März. 

Die finnischen Vertreterinnen 
bekundeten ihre Bereitschaft zu helfen, 
forderten aber, daß die Seiten, die Schuld 
sind an diesem Krieg, benannt werden 
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wen & Ss SOSE si... 2 ei 
müßten, aber ebenso die Opfer? Das stehe 
im Gegensatz zu dem, was auf unserer 
Veranstaltung praktiziert würde. Den- 
noch wollten sie keine Resolution, die 
nach Rache ruft. 
Für Deutschland saß die Parlamentspräsi- 
dentin Laurien des Berliner Abgeordne- 
tenhauses im Podium. Frau Süssmuth war 
schon wieder zu Hause in Bonn. Was 
Frau Laurien sagte, klang gut. Man habe 
in Deutschland in der Vergangenheit 
geschwiegen, wo man hätte reden sollen. 
Daraus müsse man lernen, um als Sprach- 
lose nicht schuldig zu werden. Wenige 
Tage zuvor hatte sie durchaus nicht 
geschwiegen und tilgte selbstherrlich den 
Namen einer Antifaschistin aus der Parla- 
mentsadresse. Es gäbe zwei Bundeslän- 
der in Deutschland, die Frauen unbüro- 
kratisch aufnehmen. Die anderen müßten 
ihnen folgen. Sie sagte weiter, humanitä- 
re Hilfe sei gut, aber man müsse die 
Gründe beseitigen, die diese Hilfe nötig 
machen. Wer resigniert, weil wir bislang 
keinen Erfolg hatten, mache sich auch 
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schuldig. Man müsse weiterkämpfen, bis 
man Erfolg hat. Deshalb ginge es jetzt 
darum, daß aus der Solidaritätsbekun- 
dung politisches Handeln erwächst. 

Was sie darunter versteht, darüber sprach 
sie nicht. Wie ich später erfuhr, hatten die 
westeuropäischen Veranstalterinnen sich 
vorher geeinigt, von einer möglichen 
Militärintervention nicht zu reden. 

Die ungarische Vertreterin gab ihr Wort 
weiter an eine Serbin, die aufgrund ihres 
USA-Passes herkommen konnte, weil sie 
der Ansicht sei, daß man die Kraft aller 
Frauen brauche, die gegen den Krieg 
sind. Die Serbin sagte, daß sie hier nicht 
die serbische Politik vertrete und daß sie 
Schuldgefühle habe, daß sie der Nation 
des Agressors angehöre. Trotzdem ver- 
ließen viele Kroatinnen demonstrativ den 
Saal. Die serbische Vertreterin sprach 
dennoch unter Beifall der Anwesenden 
weiter darüber, daß es in Belgrad heftigen 
Widerstand von Frauen gegen den Krieg 
gäbe. Sie berichtete, daß natürlich auch 
serbische Frauen in diesem Krieg verge- 
waltigt werden, sie aber begriffen hätte, 
daß die Massenvergewaltigungen dem 
Ziel der “ethnischen Säuberungen” die- 
nen. Sie sagte, wir sollten nicht auf unse- 
re Regierungen rechnen oder die Männer, 
die Waffen in den Händen halten und 
überbrachte die Grüße der “Frauen in 
Schwarz” aus Belgrad. 

Die italienischen Vertreterinnen 
waren ebenfalls “Frauen in Schwarz”, die 
zusammen mit den Belgrader Frauen in 
Belgrad gemeinsam gegen den Krieg 
demonstriert hatten. Sie beschwerten sich 
darüber, daß sie erst viel zu spät von die- 
sem Treffen erfahren hatten und deshalb 
nur zu dritt hier seien. Auch wußten sie 
nicht, welche Bedeutung dieses Treffen 
haben solle. Sie sprachen davon, daß man 
alle Kräfte unterstützen solle, die gegen 
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den Krieg, gegen Gewalt und für Frieden 
sind. Dafür müsse man eine Koordination 
schaffen und verhindern, daß das Thema 
der vergewaltigten Frauen von den Medi- 
en instrumentalisiert wird. 

Die niederländische Vertreterin 

war wiederum eine Parlamentarierin. Sie 
mahnte an, daß man sich gegenseitig 
zuhören müsse und sprach davon, daß sie 
sich schäme, hier sein zu müssen, daß es 
nicht gelungen ist, diesen Krieg zu ver- 
hindern. Man müsse stärkeren Druck auf 
die Europäische Gemeinschaft ausüben, 
um die Gewalt zu beenden und alles 
unternehmen, um die Menschenrechte zu 
wahren. Sie forderte den Flüchtlingssta- 
tus für vergewaltigte Frauen. 
Die norwegische Vertreterin war, wie sie 
selbst sagte, eine gewöhnliche Frau, die 
Hilfe organisiert. Sie sprach davon, daß 
man die Hilfe konkret vor Ort unter den 
dort herrschenden Bedingungen organi- 
sieren sollte. 

Die polnische Vertreterin, eine 
Parlamentarierin, regte an, einen interna- 
tionalen Tag der Unterstützung mit allen 
Opfern des Krieges zu begehen und for- 
derte auf, einen Krieg gegen den Krieg zu 
führen. 

Die Vertreterin Spaniens war Stadträtin 
in Madrid, vertrat aber auch verschiedene 
Frauengruppen. Sie sprach sich dafür aus, 
Flüchtlinge in Spanien aufzunehmen und 
hatte konkrete Initiativen dazu in Madrid 
unternommen. Auch sie brachte den 
Wunsch nach Beendigung des Krieges 
zum Ausdruck. Dafür dürfe man sich 
nicht untereinander bekämpfen, sondern 
zusammen für die Beendigung einstehen. 

Die schweizer Vertreterin 
sprach für die Frauenliste Basel. Die 
Zukunft ist unsere Sache, sagte sie, 50 km 
weiter ist Krieg. Den Völkermord zu 
beenden, rief sie zu einer internationalen 
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Manifestation in Genf auf. 

Wenn ich es nicht falsch ver- 
standen habe, sagte die Vertreterin der 
USA, daß”sie in Konzentratiönslagern 
gewesen sei. Sie wollte, daß das Thema 
der Massenvergewaltigungen auf die 
Tagesordnung der Konferenz der Men- 
schenrechte in Wien kommt. 


Nach den Statements aus den 
Ländern, war die Zeit schon weit fortge- 
schritten, so daß die Frage auftrat, ob man 
den Bericht von Amnesty International 
überhaupt noch hören wolle. Die Teilneh- 
merinnen sprachen sich dafür aus und so 
wurden einige kurze Ausschnitte daraus 
vorgetragen. 

Eine kroatische Frau geht dar- 
auf empört zum Mikrofon und sagt, daß 
die in dem Bericht beschriebene, von 
kroatischen Soldaten begangene Verge- 
waltigung, so nicht gewesen sein könne, 
weil zu der erwähnten Zeit die Serben 
schon wieder in jener Stadt waren. 
Unterbrechung, Frau Rosh geht ans 
Mikro und fordert die Journalisten auf 
wegen der allgemeinen Unruhe, doch die 
Interviews draußen zu führen: 

“Wir wollen doch hier gemein- 
sam den Kongreß machen”. Sie ruft 
Herrn Neudeck von Kap Anamur 
nochmals auf, zum Podium zu kommen. 
Der wird gerade interviewt. 

Die Europaabgeordnete Eva 
Quistorp moderiert das Podium zu der 
Frage: Wie die Hilfe organisieren, die 
gebraucht und gewollt wird? Sie spricht 
davon, ein Netzwerk von Patenschaften 
zu organisieren, um eine kontinuierliche 
Zusammenarbeit zu gewährleisten. 

Als erste beklagt eine Ärztin aus Vukovar 
die mangelnde Hilfe der UNO und der 
europäischen Staaten. Sie erzählt ihre 
ganze Leidensgeschichte und Frau Rosh 
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wird wieder unruhig, weil doch jetzt über 
die Hilfe gesprochen werden soll. Des- 
halb werden die Podiumsteilnehmerinnen 
aufgefordert, keine langen politischen 
Statements mehr zu halten und Herr Neu- 
deck soll berichten, wie weit seine Hilfs- 
organisation mit der Hilfe für die Frauen 
gekommen ist. 

Er sagt, wir brauchen Häuser 
für die Frauen, um diesen und anderen 
Flüchtlingen Unterkunft zu geben und er 
versucht einige Pressemitteilungen rich- 
tigzustellen und auch die Peinlichkeiten 
des Vortags mit der Bundestagspräsiden- 
tin, die ihre Spende von 
200.000 DM, nach Besichtigung von 
zwei Häusern, die für die Frauen vorgese- 
hen sind, letztendlich, den dort unterge- 
brachten kroatischen Kämpfern übergab. 
Das Konzept, für das seine Organisation 
ca. 1 Million DM zur Verfügung hat, 
klang nicht sehr überzeugend. Überzeu- 
gender wurde er, als er seine Verwunde- 
rung über die mangelnde Radikalität der 
europäischen Frauen äußerte. Er hatte 
vorgeschlagen, auf die stille oder laute 
Diplomatie zu verzichten und von hier 
aus einen Marsch zu einem der Konzen- 
trationslager zu beginnen, also eine 
beherzte Aktion zu machen statt Resolu- 
tionen und Erklärungen. Er sagte es deut- 
lich, die humanitäre Bewegung ist zusam- 
mengebrochen. 

Eine bosnische Frau, die selbst 
Flüchtling in Zagreb ist, sprach von prak- 
tischen Dingen. Daß die Flüchtlingsfrau- 
en eine Art Arbeitstherapie brauchten, 
wie z.B. stricken zu können, um auch 
damit Geld zu verdienen.Ein Teil der 
Hilfsgelder sollte auch für ein kleines 
Taschengeld für die Flüchtlinge verwen- 


. det werden, weil sie so völlig mittellos 


auch in ihrer Würde verletzt werden, 
wenn sie ihren Kinder nicht die kleinste 
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Kleinigkeit kaufen könnten. Doch auch 
sie sprach wiederum davon, daß die Ver- 
gewaltigungen nur eine der Greueltaten 
dieses Krieges seien und daß man die 
Frauen erst einmal aus Bosnien heraus 
bekommen muß, damit ihnen geholfen 
werden kann. 

Eine Vertreterin der Zagreber 
Frauengruppe “Hilfe für Frauen jetzt”, 
äußerte ihr Unbehagen auf dieser Tagung, 
denn hier werde nur abstrakt gesprochen 
und das sei kein Ausgangspunkt für Hilfe. 
Sie berichtete, daß es den Flüchtlings- 
frauen sehr schwer fällt, sich selbst zu 
helfen, weil ihr Zustand das nicht erlaubt 
und die Umstände in den Lagern auch 
nicht. Sie gehen in die Lager, führen indi- 
viduelle Gespräche und geben spezifische 
Hilfe nach ihren Möglichkeiten. Sie brau- 
chen sensibilisierte Fachleute und haben 
auch schon angefangen, ein Netz aus sol- 
chen aufzubauen. 

Weiter ging es mit einer Kroa- 
tin, die erst einmal englisch erklärte, daß 
sie kroatisch reden werde, damit die vie- 
len Opfer im Raum sie verstehen können. 
Dann fing auch sie an davon zu sprechen, 
daß jetzt Frauen weiter gequält werden 
und forderte dazu auf, die Wahrheit über 
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die serbische Agression zu sagen, statt 
seit drei Monaten, eine Medienkampagne 
zu machen. Sie fragte, was unternehmen 
die Frauenbewegungen gegen die Lager, 
wenn man nur die Folgen beseitigen 
wolle ohne den Grund des Krieges, sei 
das Zynismus. Europa sollte endlich die 
Rolle Serbiens klar benennen. Um die 
Frauen zu retten, muß der Krieg gestoppt 
werden.Nur so können die KZ’s geschlos- 
sen werden, ansonsten ist die Hilfe nur 
eine Art und Weise, sich die Hände rein- 
zuwaschen, das Geld möglichst gut zu 
verteilen. 

Eine Holländerin sagte, daß es schwer sei, 
wirklich zu helfen. Man sollte lernen 
zuzuhören, welche Hilfe gebraucht wird 
und zuerst die Hilfe im eigenen Land 
koordinieren. Eine gute Möglichkeit sei 
es junge Menschen über einen bestimm- 
ten Zeitraum, in die Flüchtlingslager zu 
schicken, die sich um die Kinder in den 
Lagern kümmern, weil die Frauen das 
nicht mehr können. Auch forderte sie auf, 
zu hören, was die Projekte brauchen, die 
ihre Arbeit hier machen, denn sie sagen es 
deutlich. 

Eva Quistorp faßte es so zusammen, 
“Listen to the women”, darauf käme es 
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jetzt an. 

Leider war davon am wenigsten 

zu spüren, auf dieser Tagung, denn die 
Frauen aus Exjugoslavien mußten hart 
kämpfen darum, zu Worte zu kommen, 
was sie bemerkenswerter Weise auch 
taten. 
Die nächste Podiumsrunde sollte die 
rechtlichen und politischen Folgen erör- 
tern.Heidi Alm-Merk die niedersächsi- 
sche Justizministerin moderierte. 

Ich war etwas erschöpft und 

verließ den Saal, um draußen etwas zu 
trinken. Als ich wieder hereinkam, waren 
die Moderatorinnen gerade dabei, einer 
Kroatin das Wort abzuschneiden. Weil 
alle zu lange geredet hatten sollte sich die 
Kroatin kurz fassen. Sie sagte, daß alle 
lange reden konnten, sie wolle dies auch, 
weil die Frauen ja zuhören wollen.Es war 
eine “Ärztin für den Frieden” aus Bosni- 
en. Sie warf den Veranstaltern vor, 
warum sie nicht unter ihrem Schutz bos- 
nische Frauen aus den Kriegsgebiet hier 
herbringen ließen. Sie warf uns vor, 
warum wir nicht sagen, daß der Krieg 
gegen Bosnien und Kroatien geführt wird 
und Serbien der Agressor ist. Wieder 
unterbrach Lea Rosh und meinte, das sei 
kein fairer Umgang miteinander und for- 
derte die Ärztin auf, nicht weiterzureden: 
“Sie haben noch zwei oder drei Sätze, 
dann ist Schluß. Das, was Sie sagen 
haben wir schon alles gehört”. 
Die Kroatin sagte darauf, ich muß gar 
nicht reden, wir reden hier die ganze Zeit 
und es gibt keinen Nutzen. Weiter sagte 
sie: Warum sind Sie hierhergekommen, 
wenn Sie nur sich selbst zuhören wollen. 
Sie kommen aus einem demokratischen 
Land, wo einem das Wort nicht entzogen 
wird und wissen schon was ich sagen 
will. 

Sie sprach eindringlich weiter, 
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daß es besser wäre in Karlovace zu tagen, 
dort ist Krieg, 20 km weiter. Das ist kein 
Krieg der Männer gegen die Frauen. Es 
steht die Frage: Wer ist der Agressor? Der 
Agressor hat die Form des Genozid in 
den Krieg eingeführt. Es werden keine 
kleinen Mädchen vergewaltigt, weil sie 
Frauen sind, sondern weil sie Muslime 
oder Kroatin sind. Die Vergewaltigung ist 
eine Kriegsdoktrin und es gibt laut Aus- 
sagen von Gefangenen Vergewaltigung 
auf Befehl. 

Die europäischen Feministin- 
nen hatten nichts besseres zu tun, als für 
ihre kroatischen Schwestern am Schluß 
der Verantstaltung, ein Transparent auf 
dem Podium zu entrollen, auf dem 
geschrieben stand, in englischer Sprache: 

“Vergewaltigung ist nicht eine 

Frage der Nationalität, sondern des welt- 
weiten Krieges der Männer gegen die 
Frauen.” 
Und sie waren sehr schockiert, geradezu 
brüskiert über die mangelnde Toleranz 
ihrer nationalistischen Schwestern, die 
auf die Bühne gingen und das Transpa- 
rent herunterrissen. 

Ich erinnerte mich daran, was 
eine Kroatin fassungslos zu uns gesagt 
hatte: “Was muß eigentlich noch passie- 
ren, damit ihr 
begreift!”, und ich schämte mich. 

Später wurden zwei Resolutio- 
nen vorgestellt. Die, der Kroatinnen 
wurde von Lea Rosh mit der Begründung 
abgelehnt, es nicht möglich, über sie 
überhaupt weiter zu sprechen, sie sei ano- 
nym. Mit der anderen tat man sich auch 
schwer, es gab ja schließlich keine 
Schreibmaschine und auch ein Kopierer 
mußte besorgt werden. So dauerte es und 
alle wurden ungeduldig. 

Vielleicht hatten ja die Verant- 
stalterinnen gedacht, sie könnten eine fer- 
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tige aus der Tasche nehmen und alle 
stimmten brav zu. So einmütig war die 
Tagung nun doch nicht. Polen und 
Ungarn wollten erst saubere Übersetzun- 
gen, war dann die Begründung für das 
Nichtverabschieden der Resolution. 
Dabei war das eigentliche Ziel der 
Tagung die Herausgabe einer solchen 
gemeinsamen Resolution gewesen. 

Als ich wieder in der lärmenden 
Menge zwischen meinen zufriedenen, 
schwatzenden, feministischen Schwe- 
stern stand, fragte ich mich, woran es 
wohl lag, daß ich mich heute wieder so 
sehr als Ostlerin fühlte, sehr fremd und 
unbehaglich. Als ich dann zur Seite blick- 
te auf die drei Soldaten, die so gar nicht 
nach kroatischer Armee, sondern eher 
nach deutschen Neonazis aussahen, 
wurde mir sehr kalt. Da standen sie in 
Bundeswehrstiefeln, sauberen Tarnanzug 
und Barett oder Baskenmütze oder wie 
diese Kopfbedeckung auf ihren rasierten 
Schädeln auch heißen mag und musterten 
uns voller Verachtung. Vielleicht hatten 
sie noch kein Blut an den Händen, keine 
Frau vergewaltigt, vielleicht flogen sie 
gerade zu ihrem ersten Kampfeinsatz. 
Burschen, so alt wie mein Sohn, vielleicht 
war der eine aus Dresden, der andere aus 
Hannover. Keine der Frauen schien sie 
wahrzunehmen. Wie ich einen Tag später 
erfuhr, lassen sich täglich deutsche Nazis 
als Ustaschasöldner gegenüber dem Zag- 
reber Bahnhof anwerben. 


Was habe ich mitgebracht von 
dieser kurzen Reise in den Krieg? 
Einen Kopf voll mit Fragen und ein ban- 
ges Herz. 
Zum Schluß meines Berichtes drei Fra- 
gen, die mir die wichtigsten sind und eini- 
ge Gedanken, die sich daraus ergeben. Es 
gibt 
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sicher noch viele andere aus dem, was 
derzeitig vor unserer Haustür geschieht : 


l. Wie kann dieser Krieg been- 
det werden und was können wir dafür 
tun? 

2. Reicht es aus, wenn wir 
immer wieder unsere Gewaltlosigkeit wie 
eine Gebetsmühle wiederholen, ohne zu 
bedenken und wirklich zu wissen und 
wahrzunehmen was derzeit im ehemali- 
gen Jugoslavien geschieht und was die 
Ursachen des Krieges sind? 

3, Haben wir wirklich schon 
realisiert, daß dieser Krieg morgen in 
unserem Haus sein kann und nicht mehr 
vor der verschlossenen Tür stattfindet 
oder täglich im Fernsehen, daß es auch 
unser Nachbar sein kann, der uns das 
Kind erschlägt, den Mann tötet, uns ver- 
gewaltigt? 


Ein enormer Widerspruch tut 
sich auf, wenn die Frauen hier auf Spen- 
den hoffen, um den Frauen im ehemali- 
gen Jugoslavien helfen zu können, die 
Frauen dort jedoch darauf hoffen, daß 
dem täglichen Morden ein Ende gesetzt 
wird, der Vergewaltigung eines ganzen 
Landes, wie sie es sagen. 

An erster Stelle sollte deshalb 
für uns stehen, hier bei uns Druck aus- 
zuüben, daß dieser Krieg nicht weiter 
moralisch und materiell unterstützt wird. 

Dafür ist es notwendig mehr 
über den Krieg zu wissen. 

Eine Frage, die ich zur Zeit nicht zu 
beantworten weiß, ist die nach der Schuld 
an diesem Krieg. Gibt es den Agressor? 

Gibt es ein Recht auf Selbstverteidigung? 

Stimmen solche Argumente wie 
die, die dort zu hören waren von den 
kroatischen Frauen, daß das Embargo nur 
gegen Kroatien durchgehalten wird von 
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seiten Westeuropas? 

Eines ist mir aber klar gewor- 
den, daß auch wir, zu spät begonnen 
haben hinzuschauen. 


Es ist möglich und nötig, sich 
ein eigenes Bild der Situation zu ver- 
schaffen. Es ist wichtig, an Ort und Stelle 
zu fahren und mit den dort tätigen Grup- 
pen zu sprechen. 

Wir sollten solche Aktivitäten 
unterstützen und auch selbst hinfahren, 
weil unserer Blick von hier aus sehr 
abstrakt und durch vieles getrübt ist. 

In Wahrheit haben wir keine 
Informationen, die das Bild dieses Krie- 
ges mitten in Europa wirklich zeichnen. 
Wir übernehmen ungefiltert die Vorurtei- 
le, benutzen Begrifflichkeiten ohne wirk- 
lich über deren Sinn nachzudenken. 

Was ist das mit diesem Nationa- 
lismus? Ist er wirklich der tiefere Grund 
für die allerorten aufbrechenden kriegeri- 
schen Konflikte? 

Ich gerate in immer größere Zweifel, ob 
man uns nicht eine Erklärung 
hinhält, die bei näherer Betrachtung nicht 


standhält. 
Ist der Nationalismus nicht eher 


eine Folge von...? 
Ist es für uns nicht beruhigend 


anzunehmen, daß diese Kriege Nationa- 
litätenkonflikte sind? Denn was kann 


man dagegen schon tun? 
Wir sollten uns unserer DDR- 


Erfahrungen entsinnen. Ist es nicht rich- 
tig, wenn die Serbin sagt: 


“ Wir Frauen sollten nicht auf 
unsere Regierungen hoffen oder auf die 
Männer, die Waffen in den Händen hal- 


„ 


ten. 


Ich sage dazu,keiner Regie- 
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rung und keinen Militärs sollten wir 
mehr vertrauen. 


Zu stärken gilt es die Kräfte in 
allen Ländern des ehemaligen Jugoslavi- 
en, die so denken. Zu ihnen sollten wir 
hinfahren, mit ihnen zusammen sollten 
wir Aktionen planen und ihnen Unterstüt- 
zung in ihrer so aussichtslos erscheinen- 
den Friedensarbeit geben. 


Und noch ein letzter Gedanke: 

Unsere Schuld ist, es nicht 
rechtzeitig den drohenden Krieg wahrge- 
nommen zu haben, nicht im Vorfeld ein- 
gegriffen zu haben mit unserer Solidarität 
mit der jugoslavischen Friedensbewe- 
gung. 

Daraus sollten wir jetzt lernen, 
denn es gibt noch zahlreiche Brandstellen 
in Europa und anderswo, wo neue Kriege 
drohen. 

Berlin, den 10. Januar 1993 

Irena Kukutz 
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Anzeige: 
Wir sind eine Gruppe Feministinnen und Nicht-Nationalistinnen und suchen Frauen, 
die kroatisch-serbisch sprechen. Wir wollen einen Notruf samt Unterstützungsnetz 
für vergewaltigte Frauen aus dem ehemaligen Jugoslavien aufbauen, die zur Zeit in 


Berlin und Umgebung leben. 


Diese Arbeit ist unbezahlt und es wird keine Erfahrung vorausgesetzt, da 


wir eine Einführung planen. 


Kontakt: Notruf Berlin Tel. 030/2512828 


Österreich/Jugoslavien 
Deserteure werden doch abgeschoben 


Der 19-jährige Minir R. wurde am Mitt- 
woch vor Weihnachten von den öster- 
reichischen Fremdenbehörden abgescho- 
ben. Der junge Mann aus Mazedonien 
wollte in Österreich Asyl. Er gehört der 
albanischen Volksgruppe an. Im Mai 
1992 erhielt er von der jugoslawischen 
Armee einen Einberufungsbefehl. Dem 
wollte er keinesfalls Folge leisten. Er 
fürchtete, gegen Landsleute in Kosovo 
oder im Krieg eingesetzt zu werden. Nach 
einer zweiten Einberufung entschloß er 
sich zur Flucht. 

Am 17. November stellte er einen Asyl- 
antrag im Flüchtlingslager Traiskirchen. 
Schon am Tag danach erhielt er einen 
negativen Bescheid und gleichzeitig 
damit eine Ausweisung aus Österreich. 
Am 27. November, drei Tage nach einem 
Versuch zu berufen, wurde er von der 
Fremdenpolizei festgenommen und im 
Schubhaftgefängnis am Hernalser Gürtel 
(Wien) “verwahrt”. Nach zwei Wochen 
Schubhaft trat er gemeinsam mit anderen 
Schubhäftlingen in den Hungerstreik. 
Am 23.12. wurde er dennoch in einen 
Zug nach Belgrad verfrachtet. Wegen 
Landes- und Fahnenflucht könnte dort 
gegen Minir sogar die Todesstrafe ver- 
hängt werden, was aufgrund seiner alba- 
nischen Abstammung nicht ganz unwahr- 
scheinlich ist. In Mazedonien wäre er 
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wenigstens vor Strafverfolgung wegen 
Desertion sicher gewesen. Daß die 
Bezirkshauptmannschaft Baden den 
Deserteur nicht in seine Heimat Mazedo- 
nien, sondern in den Verfolgerstaat Serbi- 
en schickte, hält Dr. Widermann vom 
Innenministerium für unmöglich. Außer- 
dem “werden Deserteure aus dem ehema- 
ligen Jugoslawien gar nicht abgescho- 
ben.” 

Naser Gashi, Selajdin und Salı Kryeziu 
sitzen seit Anfang des Jahres im Polizei- 
gefangenenhaus Rossauer Lände (Wien) 
in Schubhaft. Die drei Kosovo-Albaner 
hatten bei der jüngsten allgemeinen 
Mobilmachungskampagne der Bundesar- 
mee in Kosovo, die ausschließlich junge 
Männer albanischer Herkunft getroffen 
hatte, Einberufungsbefehle erhalten. Sie 
hielten sich wenige Wochen versteckt 
und sind am 17. Dezember nach Öster- 
reich geflohen. Hier haben sie einen Asy- 
lantrag gestellt. Ihr Argument: Krieg - 
und dieser besonders - ist Unrecht! 
Binnen 10 Tagen wurde von der Asyl- 
behörde in Traiskirchen ein negativer 
Bescheid gegen den Asylantrag ausge- 
stellt. Als die beiden den Negativbescheid 
abholen wollten, wurden sie auch gleich 
in Schubhaft genommen, Wo sie jetzt 


immer noch sitzen. 
(Aus “Tatblatt” Nr.-16) 
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Zur Rolle der Vereinten Nationen 


Rezension zu Shirley Hazzards Buch 
“Die Maske der Wahrheit’’ 


“Die Vereinten Nationen entstanden als Tempel offizieller guter Vorsätze, als 
ein Ort, wo Staaten - ohne etwas von ihren Sünden abzulassen - Andacht hal- 
ten konnten, ein Ort, der den Risiken intensiver öffentlicher Einmischung ent- 
rückt worden war - durch stillschweigende Verschleierung, komplizierte Ver- 
fahren und Verzögerungstaktiken. Das Unternehmen Vereinte Nationen mu Bte 
den Völkern der Welt nie wirklich Rechenschaft ablegen noch Einblick 
gewähren, und die Regierungen präsentierten der Bevölkerung ihre eigene 
Interpretation dieser internationalen Staatengemeinschaft.” (S. 11) 


Die ehemalige UN-Mitarbeiterin Shirley 
Hazzard zeigt in ihrem Enthüllungswerk 
insbesondere an Beispielen aus der Perso- 
nalpolitik und dem Umgang mit Men- 
schenrechten, warum die politischen und 
moralischen Ansprüche der UN-Charta in 
der Praxis uneingelöst blieben. Sie 
beginnt ihre Analyse beim Völkerbund 
und versucht die Gründe seines Schei- 
terns zu analysieren. Die Parallelen zur 
jetzigen UNO sind erschütternd. 

“Die Gründerväter des Völker- 
bundes waren von den besten Absichten 
beseelt, die sie allerdings nicht lange 
durchhielten, weshalb die Organisation 
auch keine Dynamik entwickeln Konnte. 
Auf Seiten der Regierungen war ohnehin 
nicht viel guter Wille spürbar, sondern 
bei ihnen regte sich bald erstes Mißtrau- 
en. Im Grunde genommen ist die Schaf- 
fung einer internationalen Organisation, 
die sich als Parlament gebärdet, als Ant- 
wort auf die Nöte der Welt nie ernstlich in 
Frage gestellt worden. Es ist das Bedürf- 
nis unseres Jahrhunderts, in einem gera- 
dezu religiösen Glauben an Größe flugs 
an jede leere Stelle eine Institution zu set- 
zen. Aber das Vakuum in der Führung 
moderner Nationen rührte damals nicht 
daher, daß es an Bürokratie gefehlt hätte, 
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sondern daß es den Politikern ... an 
Größe und Urteilsfähigkeit mangelte. 
Eine Wendung zum Besseren wäre einge- 
treten, wenn man an die entscheidenden 
Stellen Leute mit Intelligenz, Großmut 
und reger Phantasie gesetzt und mehr auf 
Konzentration als lediglich Expansion 
gebaut hätte...” (S.8/9) 

Zu ergänzen wäre, daß dieser 
nationalen Borniertheit der Politiker nur 
begegnet hätte werden können, wenn es 
dazu in der Öffentlichkeit einen breiten 
Druck auf die nationalen Regierungen 
gegeben hätte. Da nicht der Wille der 
nationalen Regierungen vorhanden war, 
im Interesse des europäischen Friedens 


‘auf eigene Positionen zu verzichten, 


mußte dies sich letztlich auch im Schei- 
tern des Völkerbundes widerspiegeln. 

Nach dem zweiten Weltkrieg 
gab es wieder den von breiten Massen 
getragenen Willen, weitere Kriege zu ver- 
hindern. Doch sehr rasch setzte sich das 
Prinzip Selbstbewahrung und der Sieg 
der Nationalisten in der neuen UNO 
durch. 

“Die Organisation der Verein- 
ten Nationen wurde nach dem Vorbild 
des Völkerbundes geschaffen - nur noch 
größer, noch reicher und noch ver- 
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schwommener. Ihr Potential an echten 
Handlungsmöglichkeiten war jedoch so 
reduziert, daß es außergewöhnlicher Per- 
sönlichkeiten bedurft hätte, um es wir- 
kungsvoll einzusetzen. So wurde das all- 
gemeine Bedürfnis nach Selbstbewah- 
rung ein zweites Mal von den Großen der 
Welt formal befriedigt und zugleich als 
Störfaktor für nationale Ziele unschäd- 
lich gemacht.” (S.10/11) 

Mit der Gründung der UNO 
entstand ein System der Auswahl und 
Durchleuchtung von UNO-Mitarbeitern, 
die den nationalen Regierungen und 
besonders den Großmächten garantierte, 
daß keine Internationalisten, selbständig 
Denkende und Handelnde, integere Per- 
sönlichkeiten an die Spitze dieser Organi- 
sation gelangten. Hingegen wurde ein 
Auswahlsystem organisiert, welches als 
Folge mittelmäßige Bürokraten ohne 
politischen Gestaltungswillen in höchste 
Ämter hievte. 

Schon 1952 wurde die Klausel, 
daß Verantwortliche der NS-Zeit keine 
Posten in der UNO bekleiden dürfen, 
stillschweigend fallen gelassen. Dafür 
gab es 1949 die ersten Verträge eines 
Generalsekretärs der UNO mit nationalen 
Sicherheitsbehörden zur Durchleuchtung 
und Überwachung von UN-Personal. So 
wurden US-Staatsangehörige, die in den 
UNO-Dienst wollten - ohne ihr Wissen - 
(aber unter tätiger Mitwirkung des UN- 
Sekretariats) nach der Gesinnungstaug- 
lichkeit überprüft. 

“schloß Trygve Lie ein 
schriftliches Geheimabkommen mit dem 
US-Außenministerium, welches in Verlet- 
zung fundamentaler Grundrechte und der 
UN-Charta vorsah, daß Dienstanwärter 
und Bedienstete des UN-Sekretariats 
ohne ihr Wissen von US-Beamten 
“durchleuchtet” werden sollten. In die- 
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sem Abkommen dokumentiert sich eine 
Politik, die darauf abzielte, überzeugte 
Internationalisten aus dem internationa- 
len öffentlichen Dienst zu entfernen und 
die übrigen auf die damalige politische 
Engstirnigkeit der Vereinigten Staaten 
einzuschwören." (S. 19) 

Deutlich wird in diesem Buch, 
wie permanent durch die UNO gegen die 
eigene Charta verstoßen wurde und mit- 
tels Geheimdiensten, Korruption und der 
Entlassung mißliebiger Personen sicher- 
gestellt wurde, daß die Vereinten Natio- 
nen sich sklavisch an die Linie der natio- 
nalen Regierungen, insbesondere der 
Großmächte hielten. Somit konnten sie 
nie ein kritisches Gegengewicht zu den 
Nationalisten werden. 

Die UNO war weder Anwalt 
des Friedens noch der Menschenrechte, 
für die sie im allgemeinen gehalten wird, 
sondern eher eine Veranstaltung zur Ver- 
schleierung der nationalen Politik. 

Kurt Waldheim wurde vor 
allem von den Russen und Amerikanern 
trotz seiner Vergangenheit zweimal zum 
Generalsekretär gewählt. Die Geheim- 
dienste hielten bewußt die Waldheim- 
Akten zurück und setzten ihn auf diesen 
wichtigen Stuhl, weil er erpreßbar war. 

“Nachdem Waldheim 1977 mit 
Unterstützung der Sowjets und der Ame- 
rikaner zu einer zweiten Amtszeit als 
Generalsekretär wiedergewählt worden 
war, verlieh er dem sowjetischen Staats- 
oberhaupt Leonid Breshnew in Moskau 
die Friedensmedaillie der Vereinten 
Nationen, ‘in Anerkennung seiner Ver- 
dienste um weltweiten Frieden und die 
Sicherheit der Völker. Die Gesprächsath- 
mosphäre bezeichnete die sowjetische 
Nachrichtenagentur TASS als "äußerst 
herzlich‘. Dies geschah zu einem Zeit- 
punkt, da die Sowjets mit der Verfolgung 
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von Politikern, Intellektuellen und ethni- 
schen Minderheiten weltweit und in Rus- 
sland selbst Protest auslösten.” (S. 125) 

Auf Druck der sowjetischen 
Regierung wurde 1974 Alexander Sol- 
schenizyns Archipel Gulag aus den 
Läden im Genfer Büro der Vereinten 
Nationen verbannt. 

“Die Tatsache, daß Waldheim 
der Forderung der SU nachgab, Sol- 
schenizyns Buch aus den Regalen der 
UN-Läden zu verbannen, und sich damit 
eines eklatanten Falls von politischer 
Zensur schuldig machte, läßt den Ver- 
dacht aufkommen, daß er aus einer 
gewissen Furcht heraus handelte. Sein 
Verhalten fällt in die gleiche Kategorie 
wie sein unverzeihlicher Befehl,den er 
1968 als österreichischer Außenminister 
gab, tschechische Flüchtlinge, die nach 
der Invasion nach Österreich zu entkom- 
men versuchten, an der Grenze zurückzu- 
weisen.” (S. 123) 

Hier wird deutlich, daß die 
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Menschenrechte in der UNO nie einen 
guten Anwalt besaßen. An einer Fülle 
von Beispielen, wie Ungarn 1956, oder 
das Verschwinden polnischer UN-Mitar- 
beiterlnnen, wegen Unterstützung der 
Solidarnosc im Gefängnis ohne Protest 
der UNO oder das Schweigen beim Viet- 
nam- oder Afghanistankrieg zeigt, daß 
immer in den entscheidenden Momenten, 
wenn der Frieden oder die Menschen- 
rechte bedroht waren, die UNO sich nicht 
an die Weltöffentlichkeit wendete, son- 
dern mit den Machthabern kungelte und 
auch noch Daten über Regimekritiker an 
Verfolgerstaaten leitete. 

Womit auch über die individu- 
elle Schuld von UNO-Beamten und -Poli- 
tikern an Krieg, Unterdrückung und Men- 
schenrechtsverletzungen zu reden wäre. 

“1968, als der Westen mit 
wachsender Sorge die Verfolgungen im 
Iran unter dem Pahlawi-Regime beob- 
achtete, wurde in Teheran die Internatio- 
nale Menschenrechtskonferenz unter der 
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Schirmherrschaft des Schahs abgehalten, 
der die Konferenz auch eröffnete. U 
Thant unterstrich in seiner Eröffnungsre- 
de, 'es träfe sich gut, daß der zwanzigste 
Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte der Vereinten Nationen 
ausgerechnet im Iran begangen werde. 
1970 wurde die Schwester des Schahs zur 
Vorsitzenden der UN-Menschenrechts- 
kommission gewählt. Die Tatsache, daß 
der Schah die gemäßigten politischen 
Kräfte im Iran unterdrückte, war eine 
Ursache für den späteren politischen 
Extremismus im Land.” (S.110) 

“Bis 1974 hatte Amnesty Inter- 
national den humanitären UN-Organisa- 
tionen endlose Listen von Fällen offiziel- 
ler Folter und unrechtmäßiger Inhaftıe- 
rungen in verschiedenen Ländern präsen- 
tiert und darauf so gut wie keine Antwort 
erhalten. Während einer kurzen und 
ziemlich haarsträubenden Sitzung einig- 
ten sich die Mitglieder der UN-Men- 
schenrechtskommission 1974 insgeheim 
darauf, die Folterungen in Chile herun- 
terzuspielen und im Gegenzug zu den 
sowjetischen Dissidenten zu schweigen. 
Erst später unter dem massiven Druck 
der Weltöffentlichkeit fand sich die Kom- 
mission bereit, sich mit den Menschen- 
rechtsverletzungen in Chile zu befassen 
und sie zu verurteilen.” (S. 111) 

“Auf den Verfahrenswegen der 
Kommission gelangten vertrauliche 
Appelle von Dissidenten den betreffenden 
Regierungen zur Kenntnis, womit die 
Vereinten Nationen den Unterdrückern 
ihre Opfer auslieferten. 

Im Mai 1979 meldete News- 
week, daß ‘in der UN-Abteilung für Men- 
schenrechte die Namen sowjetischer Dis- 
sidenten, die mit ihren Schriften gegen 
Unterdrückung protestierten, vom “Men- 
schenrechtsbeamten” Juri Reschetow 
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direkt an die zuständigen Moskauer 
Behörden weitergeleitet werden‘.” 
(5.113) 

“Dieser Beamte, ein Däne 
namens Povl Bang-Jensen, war für die 
Angelegenheiten ungarischer Flüchtinge 
zuständig und hatte sich geweigert, 
Unterlagen mit den Daten von Aktivisten 
des Ungarn-Aufstandes von 1956 heraus- 
zugeben, weil er befürchtete, daß die Ver- 
traulichkeit dieser Dokumente im inter- 
nationalen Sekretariat nicht gewahrt 
werden konnte.” (S.70) 

Der Beamte wurde entlassen, 
wegen mangelnder Loyalität zu den 
Führungskreisen der UN. 

“Die Tatsache, daß die Men- 
schenrechtskommission die in Uganda 
unter Idi Amin begangenen Massenmorde 
völlig außer acht ließ, kommentierte die 
Londoner Times: “Ähnlich gleichgültig 
haben sich die Vereinten Nationen schon 
angesichts der nicht minder schreckli- 
chen und zahlreichen, wenn auch nicht so 
publik gewordenen Massaker in Burundi 
gezeigt. (Tatsächlich bezichtigte man die 
UN-Organisation in Burundi der Kolla- 
boration mit Präsident Micombero.) Kurz 
gesagt, die Menschenrechtskommission 
hat wenig oder gar nichts mit Recht, 
Gerechtigkeit oder menschlichem Gewis- 
sen zu tun. Sie ist verkommen zu einem 
Instrument politischer Propaganda und 
läßt die feierlich in internationalen Kon- 
ventionen niedergeschriebenen Men- 
schenrechte zur Farce werden.” (S.112) 

Die UNO wurde zur Verhinde- 
rung der Kriege gegründet. Im zweiten 
Irakkrieg verkam sie völlig zum Feigen- 
blatt für Kriegspolitik. Stimmen der UN- 
Mitglieder wurden gekauft und erpreßt. 
Ähnlich dem Ablaßhandel im Mittelalter 
ging es um zu zahlende Dollar und nicht 
um Fragen von Politik und Moral. Die 
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USA hatte sich bereits entschieden. 

In dem Buch werden vor allem 
die Generalsekretäre der UNO und ihre 
Politik untersucht. Das System der 
Abhängigkeiten und Anpassung mit sei- 
nen Ergebnissen wird skizziert. Alle Aus- 
sagen beziehen sich auf viele interne 
Analysen der UN-Verwaltung, UN- 
Dokumente und die amerikanische Pres- 
se. Der deutsche Leser kennt im allge- 
meinen kaum etwas von diesen Vorgän- 
gen und der umfangreichen englischspra- 
chigen Literatur dazu. Diese wird im 
Anhang sehr detailliert ausgewiesen. 
Trotz einer Fülle von Fakten und Infor- 
mationen bleibt 
der Politthriller 
aus dem Leben 
der UNO flüs- 
sig zu lesen und 
ist spannend 
erzählt. 

Die 
sogenannten 
Vereinten 
Nationen sind 
eines der unter- 
würfigsten Ver- 
fügungsinstru- 


mente der 
mächtigsten 
Staaten der 


Erde. Die UNO 
ist 

1.) nicht in der 
Lage, global, 
international zu 
handeln, weil 
allein egoisti- 
sche Interessen 
der reichen 
westlichen 
Welt dominie- 
ren, 
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2.) zutiefst undemokratisch und bürokra- 
tisch. Es gilt nicht ein Land - eine Stimme 
(Sicherheitsrat/Veto). Jedes nationale 
Parlament ist stärker im Lichte der öffent- 
lichen Kritik. 

3.) Durch die Abhängigkeit ist es nicht 
möglich, als neutrale und moralische 
Instanz zu wirken. Sıe scheut unabhängi- 
ge Bürgerinitiativen und ist auf die Staa- 
ten fixiert. 

In der jetzigen Form kann ich 
nur dafür plädieren, die UN sofort auf- 
zulösen und über neue Möglichkeiten 
einer Weltpolitik nachzudenken. Denn 
die globalen Probleme, wie Klimaverän- 
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derungen, Umweltzerstörung, Verelen- 
dung der 3. Welt, lassen sich auch mit 
Blauhelmen nicht lösen. Viel eher geht es 
wohl aktuell darum, militärische Politik 
als Wohltätigkeitsveranstaltung zu ver- 
kaufen. 

“Eine wie immer geartete neue 
Organisation, die fernab kleinlicher 
Interessen nationaler Regierungen einen 
wirksamen Beitrag zur Weltpolitik leisten 
soll, wird erst dann entstehen, wenn eine 
zunehmend besorgte und beunruhigte 
Weltöffentlichkeit und eine neue Genera- 
tion, die beharrlich ihren berechtigten 
Hoffnungen Ausdruck verleiht, entspre- 
chend Druck macht.” (S.187) 

Veit Voigt, Aktionskreis für Frie- 
den e.V. (Erfurt) 
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Da sagen wir nein! 
Der angebliche Einstieg in den Ausstieg 


Überraschendes konnten wir vor Weih- 
nachten in allen Medien hören, sehen, 
lesen. Sensationelle Schlagzeilen kündig- 
ten den Ausstieg aus der Atomenergie an. 
Die Atomkonzerne hätten in der Diskus- 
sıon mit sozialdemokratischen Landespo- 
litikern (Schröder, SPD Ministerpräsident 
in Niedersachsen) dem Auslaufen der 
Atomenergie zugestimmt.* 

Die ersten Informationen zu dem geplan- 
ten Energiepolitischen Konsens führten 
bei vielen AtomkraftgegnerInnen und - 
gegnern zu Euphorie. “Endlich ist es 
soweit” dachten viele, der harte Kampf, 
der langjährige Widerstand führen nun 
endlich zum Erfolg. Vor allem auch 
Naturschutzverbände wie BUND und 
Greenpeace, aber auch viele Parteipoliti- 
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ker von SPD und Grünen freuten sich 
über den “Schritt in die richtige Rich- 
tung”. 

Aber bald folgte auch Ernüchterung. Das 
“Konsenspapier” von VEBA, RWE und 
SPD-Schröder wurde veröffentlicht. 
Dementis der Atomkonzerne mit dem 
Tenor “Ausstieg auf gar keinen Fall” 
folgten. Auch uns überraschte die großan- 
gelegte Kampagne für den “energiepoliti- 
schen Konsens”. Aber schnell machten 
wir uns wieder an unsere eigentliche Auf- 
gabe: zu überprüfen, was die Aussagen in 
der Realität bedeuten. Wohin bringt uns 
der “Energiepolitische Konsens”? Wer- 
den darin unsere Grundrechte auf Leben, 
Gesundheit, Eigentum und Heimat 
berücksichtigt? Kommt Herr Schröder 
seinem Amtseid, diese Grundrechte zu 
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schützen, nach? Oder ist das Gegenteil 
der Fall, werden Grundrechte nicht ein- 
mal erwähnt? 

Was sagt uns also der Text von Friedhelm 
Gieske und Klaus Piltz (Vorstände von 
VEBA und RWE), der in Abstimmung 
mit Schröder erarbeitet wurde? 


Gieske und Piltz schreiben: “Wir haben 
aus verschiedenen solchen Gesprächen 
den Eindruck gewonnen, daß die pau- 
schale programmatische Forderung des 
“Kernenergie-Ausstiegs” auf ein geord- 
netes Auslaufen der h e u te genutzten 
Kraftwerke präzisiert und zugleich Kern- 
energie als eine Option für die langfristi- 
ge Energiezukunft bei Weiterentwicklung 
der Kemtechnik sehr wohl akzeptiert 
werden könnte.” ** 

In diesem programmatischen Satz fallen 
gleich mehrere Bemerkungen auf: 

l. Mit “verschiedenen solchen 
Gesprächen” kann nur die Diskussion mit 
SPD-Schröder und seinen GenossInnen 
gemeint sein. 

2. Mit der Bemerkung über die “pauscha- 
le programmatische Forderung des 
“Kernenergieausstiegs’” wird auf den 
Parteitagsbeschluß der SPD über den 
Ausstieg aus der Atomenergie binnen 10 
Jahren Bezug genommen. 

3. Die “Präzisierung” dieses Ausstiegsbe- 
schlußes als “geordnetes Auslaufen” 
bedeutet den Weiterbetrieb der Atoman- 
lagen. Eine im weiteren Text gewünschte 
“Regelnutzungsdauer” ist wohl erheblich 
länger als 10 weitere Jahre, da die Herren 
sich ja ansonsten nicht mit der SPD ver- 
ständigen müßten. Vermutlich soll sie bis 
zum sogenannten technischen Ende der 
Atomkraftwerke gehen. 

4. Die “Kernenergie als eine Option bei 
Weiterentwicklung der Kermtechnik” 
bedeutet den Wunsch nach Neubau von 


’ 
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Atomkraftwerken und dessen Billigung 
durch die SPD. 

Im Grunde sind damit bereits alle Wün- 
sche der Atommafıia festgelegt. 

Nach dieser kurzen Analyse des ein- 
führenden Briefes nun zum eigentlichen 
“Entwurf für einen Energie-Konsens”. 
Die zentralen Sätze in Kürze, auf die sich 
die “Regierungschefs von Bund und Län- 
dern” einigen sollen: 

1. Jedes Atomkraftwerk wird nach x Jah- 
ren reiner Laufzeit (Regelnutzungsdauer) 
stillgelegt. Die entsprechende Leistung ist 
zuvor alternativ verfügbar zu machen. 

2. Ziel dieser Vereinbarung ist der 
geplante Ausstieg, bzw. Umstieg aus der 
heute genutzten LWR-Technik. 

3. Der Nachweis vorhandener Zwi- 
schenlagerkapazitäten gilt als Entsor- 
gungsnachweis. 

4. Atomgesetz und Entsorgungsrichtlini- 
en werden entsprechend der vorgenann- 
ten Grundsätze novelliert. 

Gehen wir doch auf die Bedeutung dieser 
Grundsätze im einzelnen ein. 

zu 1. Satz 1: Atomkraftwerke sollen eine 
garantierte Laufzeit bekommen. Das wird 
normalerweise Bestandsschutz genannt 
(siehe Kasten) 

Satz 2: Dieser Satz bedeutet die Festle- 
gung auf den bisherigen Stromverbrauch. 
Die Energiepolitik der Verschwendung 
soll also weitergehen. Von Leistungseins- 
parung keine Rede. Damit liegt die Pro- 
paganda für neue AKW auf der Hand: 
Kohlendioxideinsparung durch Atom- 
kraft! Auch ist nirgendwo davon die 
Rede, was “alternativ” heißt. Die “Alter- 
native” der Herren Gieske und Piltz zu 
alten Atomkraftwerken sind neue Atom- 
kraftwerke. 

zu 2.: Ausstieg, bzw. Umstieg aus der 
heute genutzten LWR-Technik heißt 
nichts anderes als der Wunsch nach Ein- 


Bestandsschutz für wen? 


“Bestandsschutz” meint zweierlei. Es besteht ein Bestand an irgendetwas, in diesem 
Fall an Atomkraftwerken und dieser Bestand soll geschützt werden. Als Umkehrs- 
chluß läßt sich daraus entnehmen, daß der “Bestand” durch irgendetwas bedroht ist. 
Wodurch halten also die Atombetreiber den Bestand ihrer Atomkraftwerke für 
bedroht? Durch Erdbeben, Überschwemmungen, Ozonloch, Umweltverschmutzung? 
Nein, die Bedrohung kommt von den Menschen! Von denen, die die ständige Ver- 
letzung ihrer Grundrechte auf Leben, körperliche Unversehrtheit, Eigentum und Hei- 


mat nicht länger hinnehmen wollen. Das jetzige Atomrecht garantiert aber die Wah- 
rung unserer Grundrechte, zumindest auf dem Papier. Und das ist für die Betreiber 
die eigentliche Bedrohung des Bestandes der Atomkraftwerke. 

Aber nicht die Atomkraftwerke sind eine bedrohte Spezies, nein, wir Menschen in 
und mit unserer Umwelt sind die bedrohten Lebewesen. “Bestandsschutz” kann es 
nur für eines geben: entweder für Atomkraftwerke oder für Mensch und Natur. Bei- 
des zusammen geht nicht. Und das wissen auch die Betreiber der Atomkraftwerke. 
Und wir sollten die gewählten Politiker und PolitikerInnen daran erinnern: Auf die 
Grundrechte der Menschen haben sie ihren Amtseid geschworen, nicht auf den 


“Bestandsschutz” für Atomkraftwerke. 


stieg in die morgen genutzten Atom- 
Techniken. 

zu 3.: Das vollständige Scheitern des Ent- 
sorgungskonzeptes soll kein Hinderungs- 
grund für den Weiterbetrieb und den 
Neubau von Atomkraftwerken sein. 

zu 4.: Hier wird ein weiteres Mal die 
Hose runtergelassen: Es soll, erwähnt nur 
in einem Nebensatz, der Konsens für das 
neue Atomgesetz festgeschrieben wer- 
den. Da dieses bereits von der Regierung 
vorbereitet ist, fehlte ja nur noch die 
Zustimmung von Industrie und SPD (im 
Bundesrat!). Ist das der tiefere Sinn der 
Kampagne? 

Als Fazit zum “Energiepolitischen Kon- 
sens” ist festzuhalten, was Bund und Län- 
der garantieren sollen: 

l. Die heutigen Atomkraftwerke bleiben 
erheblich länger als weitere 10 Jahre in 
Betrieb. 

2. Die Energiepolitik der Verschwendung 
wird fortgeführt. 

3. Den Neubau von Atomanlagen. 
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A.K. 


4. Das Entsorgungsfiasko soll kein Grund 
für Stillegung sein. 
5. Die Novellierung des Atomgesetzes 
wird auf dieser Grundlage zügig durchge- 
führt. 
Wie bei dieser Programmatik auch nur 
ein Mensch auf die Idee kommen kann, 
daß dieser Text irgendetwas mit Ausstieg 
aus der Atomenergie zu tun hat, ist mir 
rätselhaft. 
Vielmehr handelt es sich um einen Ver- 
such, die atomkritische Öffentlichkeit 
und den Widerstand gegen Atomanlagen 
einzuschläfern. Auch wollen die Betrei- 
ber von Atomanlagen den Begriff Aus- 
stieg übernehmen und in ihrem Sinne 
interpretieren. Ausstieg soll, um es mal 
mit einem Beispiel zu erläutern, bedeu- 
ten: Das Auto bis zur Schrottreife fahren, 
dann Ausstieg und Einstieg in ein Neues. 
Aber ein Auto muß es sein! Genau das 
meinen SPD-Schröder und VEBA/RWE 
mit Atomenergieausstieg. 

Andreas Kühne 
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“Ausblick in die Zukunft der Kernenergie” 


Anläßlich des 50. Geburtstages der Atomreaktoren erhielt der telegraph die “argu- 
mente” der Firma SIEMENS. Damit auch unsere Leserinnen und Leser richtig mit- 
feiern können, dokumentieren wir einen Auszug aus der Denkschrift vom 2. Dezem- 
ber 1992. 


“Die Entsorgung ist wissenschaftlich gelöst, technisch unbestreitbar machbar, wegen 
politischer Widerstände aber noch nicht realisiert. Die gleichen Gruppierungen oder 
Parteien, die lautstark das Fehlen der Entsorgung beklagen, blockieren deren Reali- 
sierung; vielleicht, um sich nicht selbst ihres vermeintlich besten Arguments gegen 


Kernkraftwerke zu berauben. 

Bei allen politischen Gruppierungen und in der Bevölkerung besteht kein Zweifel 
darüber, daß Elektrizität die Energie des kommenden Jahrhunderts sein wird. Es gibt 
aber außer den regenerativen Energien und der Kernenergie keine Kohlendioxidfreie 
Energiequelle, mit welcher elektrischer Strom erzeugt werden könnte. Die Wasser- 
kraft kann wegen des unumgänglichen massiven Eingriffs in natürliche Ökosysteme 
nicht mehr sehr stark ausgebaut werden. Die Sonnen- und Windenergie kann wegen 
ihrer geringen Energiedichte - im Vergleich zur Kernenergie um 12 Größenordnun- 
gen geringer - und ihres stark schwankenden natürlichen Angebots nur einen gerin- 
gen Anteil an der weltweiten Stromerzeugung erbringen: Es bleibt also auf absehba- 
re Zeit hier nur die Kernenergie. Trotz aller Einwände, die gegen sie erhoben werden, 
kann auf Kernenergie nicht verzichtet werden. Im Gegenteil: Aufgrund des weltweit 
stark zunehmenden Energieverbrauchs und der Forderung nach geringerer Umwelt- 
belastung wird Kernenergie zukünftig sehr viel stärker zur Energieversorgung bei- 
tragen müssen.” 


Anti-Atom-Forum zusammengeschlosse- 


* Am 9.Juni 1992 informierte die nieder- 
sächsische Landesregierung darüber, daß 
sie im Bundesrat einen Entschließungsan- 
trag einbringen werde, mit dem das bishe- 
rige Atomgesetz durch ein “Atomaus- 
stiegsgesetz” abgelöst werden solle. Auf 
der Grundlage dieses Entschließungsan- 
trages hat dann Schröder als Verhand- 
lungsführer für die Sozialdemokraten 
seine Gespräche zum Konsens mit den 
Chefs der Stromkonzerne RWE und 
VEBA geführt. Die Eckpunkte des Ent- 
schließungsantrags sind daher verstänli- 
cherweise auch in den Entwurf für den 
angestrebten Konsens eingegangen. 
Bereits im September 1992 haben die im 
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nen Verbände an diesen Eckpunkten Kri- 
tik geübt. 


** Am 2. Oktober übergaben die Chefs 
von VEBA und RWE ihren “Entwurf für 
einen Energie-Konsens” an Bundeskanz- 
ler Kohl. Der Text wurde im Wortlaut in 
der Frankfurter Rundschau vom 5.12.92 
abgedruckt. Er kann auch über die Adres- 
se des Umweltzentrum Münster (siehe 
unten) bezogen werden. 


TÜV Selbst gemacht! 


Der neue $ 19a Atomgesetz 


Der Referentenentwurf des neuen Atom- 
gesetzes bietet so allerlei Überraschun- 
gen. In seiner Rede vor dem Atomforum 
im Januar 1991 hatte der Leiter für Reak- 
torsicherheit im Bundesumweltministeri- 
um Hohlefelder die Grundsätze für die 
Novellierung des Atomgesetzes darge- 
legt. Darin sagte er folgendes: 

“Es dürfte sinnvoll und auch rechtlich 
zulässig sein, periodische Sicherheitsü- 
berprüfungen (für AKW) vorzuschreiben. 
Die Verantwortung für die gefahrlose 
Verwendung der Kemenergie liegt in 
erster Linie beim Betreiber, nicht bei den 
Behörden. Entsprechend kann ihm aufer- 
legt werden, regelmäßig den Nachweis zu 
erbringen, daß seine Anlage den Anfor- 
derungen des Genehmigungsbescheides 
entspricht.” 

So so, der Nachweis der Ungefährlichkeit 
soll also bei dem Betreiber liegen. Da 
waren wir gespannt, wie denn das in 
Paragraphen aussehen würde. Etwa eine 
Art TÜV wie beim Auto, alle Jahre wie- 
der die Hauptuntersuchung mit ansch- 
ließendem Siegel “TÜV geprüft”? 

Nun bringen wir hier den Originaltext, 
weil es uns sonst niemand glauben würde, 
uns AKW Gegnern und GegnerInnen, die 
immer alles schwarz malen. 


$ 19a Periodische Sicherheitsüberprüfung 
(1) Längstens zehn Jahre nach Erteilung 
der Betriebsgenehmigung hat der Inhaber 
einer Genehmigung nach & 7 Abs. 1 der 
Aufsichtsbehörde eine Darstellung und 
Bewertung des Sicherheitszustandes der 
Anlage und des getroffenen Schutzes 
gegen Störmaßnahmen oder sonstige Ein- 
wirkungen Dritter vorzulegen. Die 
Sicherheitsüberprüfung ist nach jeweils 
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zehn Jahren erneut durchzuführen. 


Der Inhaber hat also eine Darstellung des 
Sicherheitszustandes vorzulegen. Von 
unabhängigen Gutachtern ist nirgendwo 
die Rede. Aber nicht nur die Darstellung, 
nein auch die Bewertung des Sicherheits- 
zustandes nımmt der Inhaber der Geneh- 
migung vor. Und das nur alle 10 Jahre! 
So werde ich das in Zukunft bei meinem 
alten Motorrad auch machen! Darstellung 
und Bewertung des Sicherheitszustandes 
aufschreiben und an das Straßenverkehrs- 
amt schicken. Die Plakette kommt dann 
per Post! 

Gute Nacht Deutschland! A.K. 


Die Beiträge sind zusammengestellt 
aus Texten aus der Zeitschrift “Stille- 
gung’. Diese sowie weitere Informatio- 
nen zum Thema sind über das 
Umweltzentrum Münster, c/o Andreas 
Kühne, Scharnhorststr. 57, W-4400 
Münster, Tel.: 0251-52 11 12 (Do. ab 
13.00) zu beziehen. 
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Wohin mit dem Müll’? 


Interview mit dem Westberliner Geologen A. Böhringer 


‘“telegraph”’: Alexander, Du wohnst ın 
Westberlin und gehörtest vor dem 
Umbruch in der DDR zur Öst-West- 
Müllgruppe “BRD-DDR”. 

Alexander: Das war eine Abkürzung 
und sollte heißen: “Bloß Rüber den Dreck 
- Dreck Dankend Retour”. 

‘“telegraph”’: Die DDR war damals für 
harte Devisen der weltgrößte Müllımpor- 
teur. Ihr habt zusammen mit DDR-Grup- 
pen versucht, etwas gegen den Export 
von Müll aus der damaligen Bundesrepu- 
blik in die DDR zu tun. 
Alexander: Wir haben uns im wesentli- 
chen um die Deponien im Umland von 
Westberlin gekümmert: Vorketzin, Schö- 
neiche, Deetz, Röderow und die Sonder- 
müllverbrennungsanlage in Schöneiche, 
die damals im Auftrag des Westberliner 
Senats gebaut wurde: von der Stasifirma 
Intrac in Zusammenarbeit mit der nicht 
weniger übel beleumdeten Senatsfirma 
Berlin-Consult. 

Wir haben versucht, mit Aktio- 
nen Öffentlichkeit für das Thema zu 
erzeugen. Die erste Aktion haben wir am 
Müllübergang Lichtenrade allein 
gemacht, die zweite Aktion war im 
November 1988 die gleichzeitige Block- 
ade des Müllübergangs und eine Fahrrad- 
demonstration von Östgruppen und 
Robin-Wood-Leuten in Schöneiche. Das 
hat nicht so ganz geklappt. 

“telegraph”: Naja, man konnte es im 
Nachhinein als Erfolg verkaufen. Wir 
konnten zwar kein einziges Transparent 
ausrollen, aber immerhin sind wir ja fest- 
genommen worden und es gab dafür eine 
gediegene Pressereaktion. Alle haben 
eine Ordnungsstrafe wegen einer staats- 
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feindlichen Zusammenrottung in Höhe 
der Kälbermastanlage Selchow bekom- 
men. 

Alexander: Sind die Ordnungsstrafen 
eigentlich gezahlt worden? 

“telegraph”: Wir hatten die Angelegen- 
heit unserem Anwalt, Wolfgang Schnur 
übergeben, dem seither noch berühmter 
gewordenen IM Torsten. Der hatte es 
dann verschlampt oder es wurde ange- 
wiesen, daß er es verschlampen sollte und 
gab uns nach einem halben Jahr die 
Papiere zurück. Die meisten haben dann 
einfach nicht bezahlt, nur Silvio Meier 
(derselbe, der Ende vorigen Jahres von 
Nazis ermordet wurde) erhielt eine Lohn- 
pfändung, die wir ihm dann aus der Spen- 
denkasse ersetzt haben. Ansonsten sind 
wir auf diese Weise der DDR pro Nase 
500 Mark schuldig geblieben. 
Alexander: Bert Schlegel allerdings, der 
auf westlicher Seite an der Blockade teil- 
genommen hat, ist im vorigen Jahr des- 
halb zu 700 Mark Geldstrafe verurteilt 
worden. Das wurde ihm nicht erlassen. 
“telegraph”’: Es ist ein schönes Beispiel 
für die merkwürdige Art von Gerechtig- 
keit, deren man sich heutzutage rühmt. 
Aber welchen Erfolg hatten Deiner 
Ansicht nach die damaligen Aktionen? 
Alexander: Diese Aktivitäten wurden 
dann ja durch die Entwicklung in der 
DDR überlagert. Das heißt die Themen 
waren plötzlich ganz hoch angesiedelt. 
Minister kamen zu Diskussionsrunden. 
Es wurden tatsächlich die Untersuchun- 
gen zu den Deponien gemacht, die wir 
gefordert hatten und wurden der Öffent- 
lichkeit vorgestellt. Das gesamte Umfeld 
war dann schon ein anderes als zu DDR- 
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u 
Siehabenam 01.11.1988 eine Ordnungswidrigkelt begangen, indem Sie gegen 


11.35 Uhr zwischen Selchow und Tollkrug, Höhe Rinder- 
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Zeiten. Damals waren solche Untersu- 
chungen, wenn sie überhaupt erhoben 
wurden, Verschlußsache. Ansonsten muß 
man leider sagen, daß sich trotzdem 
nichts geändert hat. 
“telegraph”’: Nach Vorketzin laufen die 
Müllfuhren weiter, aber immerhin wurde 
die Haushaltsdeponie Schöneiche 
geschlossen, weil sich dort tatsächlich 
eine ernsthafte Gefährdung des Grund- 
wassers herausgestellt hatte. Die Regie- 
rung Modrow versprach, daß kein Müll 
mehr in die DDR importiert wird, aber 
schon im Einigungsvertrag der Regierung 
de Maiziere findet sich keine Silbe mehr 
zum Mülltransfer. Beginnend mit der 
Regierung de Maiziere haben westdeut- 
sche und westeuropäische Müllimporteu- 
re versucht, nun richtig in das Müllge- 
schäft mit Ostdeutschland einzusteigen. 
Das hat aber dann doch nicht so funktio- 
niert, wie es geplant war. Im Laufe des 
Jahres 1991 und 1992 wurden zahlreiche 
Deponieprojekte von lokalen Bürgeri- 
nitiativen wieder zur Strecke gebracht. 
Alexander: Solche Bürgerinitiativen 
entstanden in den Orten, wo Planungen 
für gigantisch überdimensionierte Entsor- 
gungsanlagen, Müllverbrennungsanla- 
gen, Deponien, Klärschlammaufbereitun- 
gen und ähnlichem Zeugs entstanden. Da 
wurde meistens alles zusammen angebo- 
ten, Altreifenschredder, Bodenwäsche 
zur Altlastensanierung. Aber es gab nicht 
so viele Bürgerinitiativen gegen die nor- 
malen Mülltransporte, die jetzt auf die 
Frage eines konventionellen Transports 
von Bundesland zu Bundesland herunter- 
gespielt werden. 
“telegraph”: Das Land Brandenburg 
macht ja offensichtlich noch am ehesten 
den Müllhändlern Schwierigkeiten. Sie 
wollen, wenn schon, dann sachgerechte 
Deponien und die sollen die Berliner 
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bezahlen. Und dann soll auch der Müll 
noch adäquat bezahlt werden. Dagegen 
tut sich das Land Mecklenburg-V orpom- 
mern da weniger schwer. Im Greenpeäce- 
Dossier “Müllkreuz Ostdeutschland” * 
wird jetzt beispielsweise benannt, daß 
Mitglieder des Schweriner Umweltmini- 
steriums persönlich finanziell am Betrieb 
der Sondermüllkippe Schönberg beteiligt 
sind. so daß kaum Beschwerden aus die- 
sem Umweltministerium zu erwarten 
sind. 

Alexander: Damit ist nicht zu rechnen. 
Wenn der Umweltminister Teilhaber und 
Direktor der Schönberger Deponie ist, ist 
nicht erkennbar, wieso die ein Interesse 
haben sollten, die Einlagerungen ın 
Schönberg zu reduzieren oder sogar 
grundsätzliche Untersuchungen anzustel- 
len. 

““telegraph”: Sind solche Art von merk- 
würdigen Geschäften ein Sonderfall? 
Alexander: Gut, Schönberg war schon 
immer ein Sonderfall, insofern als es 
besonders groß ist. Das ist es wahrschein- 
lich auch weiterhin. Aber im kleinen 
Bereich kann man das überall beobach- 
ten. 

“telegraph”’: Natürlich kann man Kom- 
munalpolitiker verstehen, die Besuch von 
einem westlichen Müllvertreter bekom- 
men. Der verspricht ihnen Arbeitsplätze, 
Steuereinkünfte für die gähnend leeren 
kommunalen Kassen, sogar noch zusätz- 
liche Stromerzeugung aus der Müllver- 
brennung. Die Arbeitslosen stehen diesen 
Politikern nicht nur vor der Tür sondem 
auf den Füßen und sie sind von daher 
leicht geneigt nachzugeben. 

Alexander: Es stehen die Arbeitslosen 
vor der Tür, es stehen die Vertreter voT 
der Tür. Aber bei den ostdeutschen Kom- 
munen stehen auch die Müllberge vor der 
Tür. Nach der Wende ist noch keine ein- 
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zige moderne Entsorgungsanlage errich- 
tet worden. Das heißt, der Müll geht nach 
wie vor auf die alten Kippen aus Östzei- 
ten, deren Standard Glückssache ist, 
jedenfalls aber generell niedrig ist, was 
die Emissionen ins Grundwasser und die 
Luft betrifft. Die Politiker in den Kom- 
munen stehen also auch unter ungeheu- 
rem Druck, Anlagen für den Eigenbedarf 
zu bauen, sind dann aber in der Versu- 
chung, die Anlage ein bißchen größer zu 
bauen, um wirtschaftlich bauen zu kön- 
nen. Und die Versprechen dieser Firmen 
gehen erst auf, wenn die Anlagen hun- 
dert- oder hundertzwanzigprozentig aus- 
gelastet werden. 

“telegraph”: Entsprechen eigentlich 
diese alten Ostmüllkippen den gesetzli- 
chen Voraussetzungen der Bundesrepu- 
blik oder gibt es immer noch dafür Aus- 
nahmeregelungen? 

Alexander: Die Ostmüllkippen sind 
gemäß Einigungsvertrag meldepflichtig 
gewesen und denjenigen, die sich gemel- 
det haben, wurden in der Regel die 
Betriebsgenehmigung aus der DDR-Zeit 
verlängert. 

“telegraph”: Ohne weitere Überprü- 
fung? 

Alexander: Teilweise gab es Auflagen. 
Aber die westdeutschen Vorschriften, sei 
es TA Abfall oder TA Luft, gelten immer 
nur für neue Anlagen und enthalten in der 
Regel sehr lange Übergangsfristen für 
alte Anlagen. Auch in Westdeutschland 
werden sehr viele Deponien weiterhin 
betrieben, die vor der Einführung jegli- 
cher Abfallgesetzgebung errichtet wor- 
den sind. Die älteste westdeutsche Anla- 
ge istetwa aus dem Jahre 1906. Bei Müll- 
politik gilt die Regel aus dem Skat: Was 
liegt, liegt. Und dort wird auch weiterhin 
abgeliefert, sicher mit diesen oder jenen 
technischen Nachbesserungen, aber es ist 
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meistens sehr viel billiger, einen alten 
Standort aufzupäppeln als einen neuen zu 
erreichten. 
‘“telegraph’”’: Alexander, Du bist heute 
Geologe in einem Hamburger Ingenieur- 
büro, das Altlastenuntersuchungen, 
Gefährdungsabschätzungen, Sanierungs- 
planungen und Neuplanungen von Depo- 
nien macht. Du hast daher einen gewissen 
Überblick über die ostdeutschen Verhält- 
nisse. Welche Art von Problemen stellen 
sich Deiner Ansicht nach für die Altlasten 
in Ostdeutschland, welche Perspektiven 
gibt es für die Bewältigung. 
Alexander: Ich habe keinen Überblick 
über die ostdeutschen Verhältnisse, son- 
dern kann nur jeweils einige Orte beurtei- 
len, in denen ich gearbeitet habe. Man 
muß sich immer mehr die Frage stellen, 
wieviel überhaupt zu schaffen ist. Altla- 
sten ist jetzt ein Schlagwort geworden, 
das Wort hat Karriere gemacht. Die öko- 
logischen Altlasten sind natürlich enorm. 
Wenn man ganz harte Maßstäbe anlegt, 
hat man Probleme ın Dimensionen, die 
man vorher nicht kannte, sei es bei der 
Wismut, sei es in Bitterfeld oder Leuna, 
überall wo die großen Chemie- und 
Braunkohlestandorte waren. Hinzu 
kommt, daß die einzelnen Probleme 
ineinander greifen. Wenn der Braunkoh- 
lenbergbau eingestellt und die Entwässe- 
rungspumpen abgeschaltet werden, gibt 
es veränderte Grundwasserverhältnisse. 
Eine große Anzahl von Altlasten in 
Betriebsgeländen und von Deponien, die 
in vielen Tagebaulöchern liegen, waren, 
solange das Grundwasser abgesenkt war, 
wenigstens noch trocken. Wenn das 
Grundwasser jetzt ansteigt, kommt es in 
diesen Bereich und damit werden wahr- 
scheinlich verstärkt Schadstoffe ans 
Grundwasser abgegeben. 

Ich denke, man muß jetzt erst 
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mal die Ruhe bewahren 
und eine vernünftige 
Planung reifen lassen, 
anstatt in einen hekti- 
schen Wirrwarr von 
Fördermaßnahmen, 
ABM-Projekten und 
dergleichen zu verfal- 
len. Ich erkenne natür- 
lich den politischen 
Druck, der durch die 
Arbeitslosigkeit im 
Osten da ist und daß es 
naheliegend scheint, bei 
Beschäftigungsmaßnah- 
men unter anderem sol- 
che Probleme anzuge- 
hen, die ohne das gar IN 
nicht zu lösen wären, DS 
weil sie noch teurer 
kämen. Andererseits 
führen hunderttausende 
ABM-Kräfte, die in 
Umweltmaßnahmen 
eingesetzt sind, zu 
einem Handlungsdruck, 
bei dem Lösungen häu- 
fig genug nicht sinnvoll 
durchdacht werden kön- 
nen. Die Planungen 
haben im Idealfall gera- 
de noch drei Wochen 
Vorsprung vor den Bau- 
arbeiten. 

Die Probleme 
sind natürlich ungeheu- 
erlich. Ich arbeite im 
Moment im Raum Wolfen. Dort gibt es 
den Silbersee, das große “Klärbecken” 
der Filmfabrik Wolfen, wo die Abwässer 
aus der Film- und der Zellstoffherstellung 
hineingepumpt wurden. Der See ist im 
wesentlichen mit Lininschlämmen und 
Kraftwerksaschen gefüllt. Die haben zur 
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Gefährliche Nebel 


"Silbersee" im 
Jahr1984, damals vom Vorläuferkreis der Umwelt-Biblio- 
thek für die Umweltbewegung entdeckt 


über dem 


Zeit ein relativ stabiles chemisches 
Milieu und geben erstaunlicherweise 
kaum Schadstoffe an das Grundwasser 
ab. Aber die Bedingungen sind natürlich 
schnell veränderlich. Der PH-Wert ändert 
sich, wenn keine Asche mehr eingespült 
wird. Jetzt sind Überlegungen im Gange, 
das Ganze abzudecken. Es ist aber nicht 
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geklärt, wie sich das relative Gleichge- 
wicht verändert, wenn keine Niederschlä- 
ge mehr kommen. Es fehlt die Zeit das 
richtig zu untersuchen und gut überlegte 
Lösungen zu erarbeiten. 

Andererseits sind für die 
Anwohner die Ausgasungen des Silber- 
sees ein akutes Problem. Diese Mischung 
aus schwefelhaltigen Aschen und organi- 
schen Schlämmen führt zu einer Faulgas- 
bildung durch mikrobakteriellen Abbau 
der organischen Substanzen. In der 
Umgebung stinkt es je nach Windrich- 
tung und Temperatur höllisch nach 
Schwefelwasserstoff, also nach faulen 
Eiern, ganz abgesehen von den gesund- 
heitlichen Folgen. 

‘“telegraph”: Welchen finanziellen Auf- 
wand schätzt Du, um die Dinge, die wirk- 
lich getan werden müssen, in den Griff zu 
bekommen? Wie kann man Phänomene, 
die man vielleicht auf anderen Planeten 
erwartete, wie den Silbersee oder die 
Wismutgegend, einem Normalzustand 
annähern und was könnte hier ein Nor- 
malzustand sein? Könnte man sich viel- 
leicht das Ziel setzen, daß wenigstens die 
Umgebung nicht allzusehr beeinflußt 
wird, daß sich die Lebensgefährlichkeit 
auf den näheren Umkreis beschränkt? 

Alexander: Diese Diskussion um die 
sogenannten Sanierungsziele wäre ein 
abendfüllendes Thema. Ich denke, man 
muß einfach zur Kenntnis nehmen, daß 
aus dem Raum Bitterfeld kein Gemüse- 
garten zu machen ist. Das Thema ist ein 
für allemal durch. Man kann dort auf 
lange Zeit das Grundwasser nicht nutzen, 
man muß das Trinkwasser von weither 
heranholen. Unter diesen Voraussetzun- 
gen kann man dann natürlich einen nicht 
genutzten Grundwasserleiter anders 
betrachten als einen, aus dem Trink was- 
ser gewonnen wird. Über Zahlen und 
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Größenordnungen rede ich nicht gern, 
weil es Dimensionen sind, die nicht zu 
überschauen sind. Allein für den Raum 
Bitterfeld sind Sanierungskosten in Höhe 
von 200 bis 300 Milliarden Mark 
geschätzt worden, wenn man die gesam- 
ten Altlasten dort beseitigen will, Silber- 
see, Filmfabrik Wolfen, Chemiekombi- 
nat, die Grube Antonio und wie sie alle 
heißen. Für das gleiche Geld, hat man 
ausgerechnet, könnte jeder Familie Sach- 
sen-Anhalts ein Einfamilienhaus gebaut 
werden. Das erreicht also Größenordnun- 
gen, die nie bezahlbar sein werden. Sie 
stehen in Konkurrenz zu anderen Projek- 
ten, die genauso dringend sind, weil so 
viel grundsätzliche Dinge erneuert wer- 
den müssen, von Abwasserleitungen bis 
zu Schulen. Man wird in den stark verun- 
reinigten Zonen längerfristig mit den 
Belastungen von Boden und Wasser 
leben müssen, kurzfristig kann man nur 
Überwachungsnetze installieren und 
durch regelmäßige Beprobungen versu- 
chen, auszuschließen, daß die Bevölke- 
rung stärker gefährdet wird. Die Alterna- 
tive wäre nur die Evakuierung ganzer 
Landstriche. 

“telegraph”: Im Raum Halle-Bitterfeld 
sollen an die 100 Anlagen noch teilweise 
krebserregende Substanzen in die Luft 
blasen. Bayer Leverkusen siedelt sich in 
Bitterfeld an, Elf Aquitaine in Leuna und 
erhalten dafür irrsinnige Subventionen. 
Die Filmfabrik Wolfen produziert zu 
Lasten der Treuhand unrentable Filme 
und die Angestellten beschweren sich 
dann auch noch auf Demos, die Treuhand 
lasse ihnen keine Chance, ihre Giftsprit- 
zen weiter zu betreiben. 

Alexander: Die Filmproduktion ist 
sicherlich nicht rückstandsfrei. Sie haben 
aber einige Betriebe, die besonders starke 
Emissionen in Luft und Wasser abgaben, 
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stillgelegt. Aber einige . 
Einleitungen laufen 1% 
nach wie vor weiter. 


‘“telegraph”: Gibt es 
Gegenden, die so stark 
verseucht sind, daß die 
Lebenserwartung der 
Leute trotz weitgehend 
stillgelegter Industrie 
stark vermindert ist 
oder hält sich das 
wegen der Stillegung 
der Industrie die 
Waage? Wenn man 
natürlich, wie das so bei 
der einheimischen 
Bevölkerung üblich 
sein soll, auf Wismut- 
Halden Steinpilze sam- 
melt... 

Alexander: ...dann 
braucht man sich über 
eine verkürzte Leben- 
serwartung nicht zu 
wundern. Ich kenne 
jetzt nicht die Zahlen, 
aber ich denke, das ist 
eine schwierige Frage, 
weil in diesen Regionen 
viel ineinander greift. 
Das jahrzehntelange 
Leben unter starken Abgasen und 
schlechtem Trinkwasser, möglicherweise 
starken Emissionen am Arbeitsplatz - es 
ist sehr schwierig zu differenzieren und es 
wird erst in langfristigen Beobachtungen 
erkennbar werden, wie stark dıe Schädi- 
gung noch anhält und welche Faktoren 
die Ursachen für verkürzte Lebenserwar- 
tungen sind. 

‘telegraph”: Es gibt jetzt, wie aus dem 
erwähnten Greenpeace-Dossier hervor- 
geht, den Trend, Altlasten nach Osteuro- 
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Industriebach in Bitterfeld 1984 


pa abzuschieben, zum Teil legal, zum 
Teil illegal. Ostdeutschland, wird gesagt, 
ist aus einem Müllimporteur zu einem 
Müllkreuz geworden. 

Alexander: Ostdeutschland hat natürlich 
auf Grund vielfältiger Verbindungen, die 
Ostdeutsche nach Osteuropa hatten, die 
Möglichkeit, diese Kontakte für solche 
Art von Geschäften zu nutzen. Ich kenne 
aus meinem unmittelbaren Arbeitsumfeld 
keinen solchen Fall, aber ıch denke, daß 
es am stärksten die Tschechei, die Slowa- 
kei und Polen betrifft, weil nach dorthin 
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Wasserprobe aus umseitigem Industriebach: rotgelb und 


mit stechendem Geruch nach Phenolen 


die kürzesten Anfahrtswege sind. Genau- 
so geht es aber natürlich die Donau hin- 
unter nach Ungarn, Bulgarien und Rumä- 
nien und auch in die ehemalige Sowjet- 
union. Angesichts der steigenden Depo- 
niegebühren auch in Ostdeutschland ist 
den Müllhändlern kein Weg zu weit. 
““telegraph”’: Das Müllaufkommen Öst- 
deutschlands hat sich nach der Wende 
mehr als verdoppelt. Die Müllawine rollt 
weiter. Zum großen Teil in Richtung Ost- 
europa, zu Teilen auf die weiterbestenden 
Deponien in Ostdeutschland. Wie ist aus 
Deiner Sicht die Situation zu bewältigen? 
Doch nicht etwa mit dem grünen Punkt? 
Was kann man auf Dauer tun? 
Alexander: Was dazu der grüne Sam- 
melpunkt beitragen kann, ist mir auch rät- 
selhaft. Ich selbst schneide den ja immer 
aus und sammle ihn, aber ich weiß nicht 
wofür. Die Situation in Ostdeutschland ist 
geprägt durch den Wegfall der doch gut 
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funktionierenden 
SERO-Systeme und 
durch die Ver- 
packungslawine, die 
über das Land her- 
eingebrochen ist. 
Dazu kommt sicher, 
daß vom Verbrau- 
cher eine Zeitlang 
verpackungsintensi- 
ves Zeugs gekauft 
wurde - es war end- 
lich mal etwas schön 
bunt. Ich glaube, daß 
hier letztendlich nur 
viel schärfere Geset- 
ze helfen können, 
den Abfall zu redu- 
zieren. Mit solchen 
Nummern wie dem 
Grünen Punkt, mit 
dem die Ver- 
packungsindustrie 
die Bonner Verwaltung übertölpelt hat, 
wird man nicht weiterkommen. 
“telegraph”: Ich weiß nicht, ob sich die 
Bonner Verwaltung nicht übertölpeln las- 
sen wollte. Die Frage ist, ob die Regie- 
rung überhaupt perspektivische Politik 
treiben will oder nicht vielmehr die Ver- 
braucherverbände beruhigen will. 
Alexander: Ja, das ist sicher der eine 
Punkt, der andere ist, daß die Müllver- 
schieber die Kosten jetzt auf den Ver- 
braucher abgewälzt haben. Die Entsor- 
gungswirtschaft hat sich unter dem grü- 
nen Siegel des Umweltschutzes eine 
zusätzliche Einnahmequelle organisiert. 
“telegraph’”’: Ich zitiere ungern Rudolph 
Bahro, den ich wegen seiner ökofürstli- 
chen Umsturzabsichten gar nicht mag. 
Aber nicht nur er sagt ja, daß man nicht 
mit unbegrenzt vermehrbarem Geld auf 
einem begrenzten Planeten wirtschaften 
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kann. Ist es nicht, mal von den begrenzten 
Einsichten dieser oder jener Regierung 
abgesehen, diese ganze Industriegesell- 
schaft, die ins Irrationale steuert? Was 
wir allein in Ostdeutschland an Indu- 
striemüll liegen haben, was darüber hin- 
aus in der Ukraine an Atommüll lauert 
und, wie man jetzt hört, in Russland über- 
haupt, und auch große Teile der USA sınd 
ja strahlenverseucht, was da in den Kreis- 
läufen unterwegs ist, im Grundwasser 
und in den Meeren still vor sich hinrostet 
und eines Tages aktiv werden wird, das 
reicht schon völlig aus. Wenn das so wei- 
tergeht - und es geht nach Meinung aller 
Interessierten so weiter - machen wir den 
Planeten unbewohnbar. Und das ist eine 
Binsenweisheit, der niemand mehr wider- 
spricht. 

Alexander: Ich fühle mich gegenüber 
diesen Prognosen immer ein bißchen hilf- 
los. Einerseits sehe ich die Erde als ein 
großes Gleichgewichtssystem, anderer- 
seits ist ein Gleichgewichtssystem immer 
in Bewegung und läuft in Gefahr, 
umzukippen und in ein anderes Gleichge- 
wichtssystem überzugehen. Das ist das, 
was Bahro beschrieben hat. Letztlich wis- 
sen wir es immer erst hinterher, wenn es 
einmal so weit gekommen ist. Wir wissen 
nicht, wieviel die Erde verträgt. Natürlich 
ist absehbar, daß die Produktion von 
immer mehr Müll uns irgendwann mal 
über dem Kopf zusammenschlägt. Des- 
halb sollte man so schnell wie möglich 
drastische Einschnitte machen. Man hat 
aber dann natürlich wieder damit Proble- 
me, daß ganze Regionen ihre Industrie 
umstellen müssen. Wir sehen gerade im 
Osten, welche sozialen Probleme daran 
hängen. 

‘telegraph”: Du hältst ein Ende der 
Industriegesellschaft nicht für realistisch? 
Alexander: Es müßte sich natürlich erst 
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noch zeigen, ob ein anderes System als 
die Industriegesellschaft in der Lage ist, 6 
Milliarden Menschen oder vielleicht in 
20 Jahren 10 Milliarden Menschen zu 
ernähren. Da wird man, glaube ich, mit 
Wirtschaftsmethoden, die 10.000 mit viel 
weniger Menschen Jahre funktioniert 
haben, Schwierigkeiten bekommen. 
Außerdem will eine Vielzahl von Men- 
schen auf Produkte aus der Industriege- 
sellschaft nicht verzichten. Der Verzicht 
auf Industrieprodukte, beispielsweise die 
besonders abfallintensiven pharmazeuti- 
schen Produkte, heißt eben auch, im 
Extremfall mit 26 Jahren an einer Lunge- 
nentzündung zu sterben. 

‘“telegraph”: Der Begriff Industriegesell- 
schaft kann die Problematik wohl auch 
gar nicht richtig fassen. Der wichtigste 
Mißstand ist ohne Zweifel die Privatwirt- 
schaft, die öffentlich kaum kontrolliert 
wird, Gewinne sowohl mit Bombener- 
zeugung wie mit Kindernahrung machen 
kann und Gewinnmaximierung anstrebt. 
Aber eine Zentralisierung und Verstaatli- 
chung der Wirtschaft ist auch keine 
Lösung - das haben wir gesehen. Es ist 
also eine andere Methode notwendig, 
überlebensnotwendig, die Industrie auf 
ein sinnvolles Maß herunterzufahren und 
zu kontrollieren, was produziert wird. 
Und schließlich müßte man auch darüber 
nachdenken, ob wir uns auf einem 
begrenzten Planeten unbegrenzt vermeh- 
ren können. Aber das ist ein zu weites 
Feld... 

W .Rüddenklau 


* Red: Das Greenpeace-Dossier “Müll- 
kreuz Ostdeutschland” kann bei Greenpe- 
ace in Hamburg (Tel.:040/311860) oder 
in Berlin (Tel.: 030/2385737) bestellt 
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SOS - Der Kaffeeberg muß weg 


Alternativer Kaffeeberg bedroht Kooperativen 


An den Hängen des Mombachos, dem 
imposanten Vulkan am Ufer des Nicara- 
gua - Sees, baut der Kooperationszusam- 
menschluß “EI Danto” bereits seit sieben 
Jahren Bio - Kaffee an. Hacke und Spitz- 
messer , Kompost und Mist ersetzen hier 
auf 350 Hektar die sonst obligatorischen 
Pfanzenschutzmittel. Der Kaffee wird in 
Deutschland durch die Mitka ( ein Ver- 
band alternativer Handelsgruppen )* in 
Deutschland vertrieben. Insgesamt ein 
durch und durch alternatives Projekt, das 
- jahrelang erfolgreich - nın in einer 
Krise steckt. Ein alternativer Kaffeeberg 
bedroht die wirtschaftlichen Grundlagen 
dieses Gegenmodells. Als Mitglied der 
Mitka bietet Ökotopia seit 1989 neben 
konventionell angebautem Kaffee auch 
Biokaffee aus Nicaragua an. “Sandino 
Organico” und “Zarter Sandino Organi- 
co” stammen von “El Danto”, mit derzeit 
14 Mitgliedern das konsolidierteste Pro- 
jekt für ökologischen Kaffeeanbau in 
Nicarugua. Aufgrund einer 30 % - igen 
Mehrzahlung für ökologischen Anbau ( 
auf der Basis eines garantierten Mindest- 
preises von 120 US-Dollar/ 46 kg; derzei- 
tiger Weltmarktpreis : 70 US-$/ 46 kg ) 
erhalten die Kooperativen 156 US-$ / 46 
kg. Hierdurch können die Erneuerung der 
Pflanzungen und notwendige Reparatu- 
ren der Verarbeitungsanlagen erfolgen 
und die Arbeit der nicaraguanischen 
Umweltbewegung MAN bezahlt werden, 
die die Kooperativen in Fragen des öko- 
logischen Anbaus berät und Kontrollen 
durchführt. Seit 1990 mußte zudem ein 
Teil der Kaffeernten vorfinanziert wer- 
den, da unter der bisherigen UNO-Regie- 
rung die Kooperativen wegen fehlender 
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legaler Landtitel praktisch keinen Zugang 
zu Krediten hatten. All das bewirkt eine 
Abhängigkeit vom Altemnativhandel, hier 
die Mitka, die bisher die gesamte Ernte 
abnahm. Bei dem momentanen Kaffee- 
weltmarktpreis, der sich auf dem niedrig- 
sten Stand seit fast 40 Jahren befindet, 
wäre jedoch ein Vertrieb auf dem realen 
Weltmarkt schon aus ökonomischen 
Gründen unrealistisch. So lange alternativ 
getrunken wurde, der Absatz stabil blieb, 
war diese Abhängigkeit von geringerer 
Bedeutung. 1991 sackte jedoch der Ver- 
kauf von Nicakaffee um ca. 20 % ab, 
während die Mitka aber zur Unterstüt- 
zung der Kooperativen mehr als ihren 
tatsächlichen Bedarf abnahm. Nun liegt 
ein Berg von mehr als 1000 Sack Kaffee 
im Zollager, eine komplette Jahresmenge 
im Wert von fast einer Million DM. Die 
Gründe für den Verkaufsrückgang sind 
sicherlich vielschichtig : Unser politi- 
sches Umfeld hat sich verändert, so ist die 
Solidaritätsbewegung keiner geworden 
und einige Kaffeegruppen haben sich auf- 
gelöst ( z. B. Frankfurt), unsere Informa- 
tionspolitk war vielleicht zu schleppend, 
mildere Sorten wurden zu spät angebo- 
ten, als der Nicakaffee bereits den Ruf 
eines sehr starken, säurehaltigen Kaffees 


Zudem hat sich die Preisdifferenz zwi- 
schen Konzernkaffee und unserem Kaf- 
fee immer mehr vergrößert, was es 
scheinbar schwerer macht, den Solida- 
ritätspreis zu entrichten. 

Würden wir nun rein wirtschaftlich han- 
deln, dürften wir diese Jahr keinen Bio - 
Kaffee bestellen, schließlich liegt das 
Geld dafür im deutschen Zollager. Das 
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würde aber aller Wahrscheinlichkeit nach 
das Ende der Biokaffeekooperativen 
bedeuten und auch die LandarbeitetIn- 
nengewerkschaft ATC, die konsequent 
den selbstverwalteten Sektor (APT) 
unterstützt, hart treffen. Denn mit dem 
diesjährigem Organicoimport sollen ın 
Absprache mit den Kooperativen 20 % 
Aufschlag für die ATC bezahlt werden. 
Nachdem fast alle alternativen Handels- 
organisationen ihre Kaffeemengen redu- 
ziert haben, die ATC bisher aber fast ein 
Drittel ihrer Arbeit durch eben diesen 
Preisaufschlag finanziert, würde sie eine 
Reduzierung auch unserer Bestellmenge 
innoch größere finanzielle Schwierigkei- 
ten bringen. 

Wir von Ökotopia werden aus den 
genannten Gründen auch dieses Jahr Bio- 
kaffee beziehen (sogar mehr als im Vor- 
jahr ) , was wiederum uns in große 


Schwierigkeiten bringt, wenn wir den 
Kaffee nicht verkaufen. Aber Altermnati- 
vhandel bedeutet für uns auch Verläßlich- 
keit gegenüber unseren HandelspartnerIn- 
nen. Wenn die Kaffeemenge reduziert 
werden muß, dann schrittweise und kal- 
kulierbar für die Kooperativen. So 
bemühen wir uns seit längerem neue 
Absatzmöglichkeiten für die Kooperati- 
ven zu finden und dadurch die Abhängig- 
keit von der Mitka zu verringern. Ab der 
Emte 93/94 bestehen dafür gute Chan- 
cen. 

Bleibt zu sagen: 

Laßt uns den Kaffeeberg abtragen. Wir 
hoffen auf Euch ! 

Sandino Organico. 

Zarter Sandino Organico. 

Nie gab es so viele Gründe dafür. 

Hans Häge (Ökotopia) 


Entmilitarisierung 
Meldungen 


Prozesse gegen Totalverweigerer und 
Militärgegner 


Am 3. Februar hatte Roland Endres aus 
Berlin im Kreisgericht Brandenburg sei- 
nen Prozeß. Vorgeworfen wurde ihm, “1. 
in der Zeit vom 1.7.92 bis zum 4.9.92 
eigenmächtig der Truppe ferngeblieben 
zu sein, 2. sich am 5.9.92 und 3. am 
21.9.92 jeweils durch Wort gegen einen, 
auch wiederholten Befehl aufgelehnt zu 
haben.” Der Richter äußerte, er hätte kei- 
nen Prozeß gewollt, aber einen Strafbe- 
fehl mit Geldbuße verhängt. Die Bundes- 
wehr mache jedoch Druck. Der Staatsan- 
walt meinte, der Staat habe das Recht, 
Menschen zum Wehrdienst einzuziehen. 
Das Militär müsse zur Aufrechterhaltung 
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der Ordnung innerhalb der Kaserne Dis- 
ziplinarmaßnahmen ergreifen. Deshalb 
sei eine Geldstrafe von 90 Tagessätzen a 
30,-DM zu verhängen. Verteidiger Wolf- 
gang Kaleck verwies darauf, daß Roland 
39 Tage im Bundeswehrarrest zubringen 
mußte, unter Bedingungen, die schlim- 
mer als eine U-Haft sind. Das Urteil: 60 
Tagessätze a 20,-DM. 

Mittlerweile forderte die Bundeswehr 
Roland auf, seinen Dienst wieder anzu- 
treten. Die Verfolgung geht also weiter 
und R. kann unter diesen Umständen 
noch immer nicht einer geregelten Arbeit 
nachgehen, was eine weitere schwere 
finanzielle Belastung für ihn darstellt. 


Olaf Braun hat seinen Prozeß am 15. 
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März 93, 13 Uhr vor dem Berliner Amts- 
gericht in der Wilsnacker Str. 4, Raum 
136. 

Bei den Protesten gegen die Einberufun- 
gen am 1.10.91 war er an einer fantasie- 
vollen Aktion mit Pappanzern beteiligt. 
Anfangs wurde Strafbefehl über 1000,- 
DM erlassen. Gründe: Nötigung und 
Beleidigung und sich “ohne Befugnis in 
abgeschlossenen Räumen, welche zum 
öffentlichen Verkehr bestimmt sind, ver- 
weilt und sich auf die Aufforderung des 
Berechtigten nicht entfernt zu haben”. 
Gemeint war die Bahnhofshalle! Brauni 
legte Widerspruch ein. Vorgeworfen wird 
ihm deshalb jetzt “Beleidigung, Nöti- 
gung, Hausfriedensbruch und gefährliche 
Körperverletzung. 


TKDV in Österreich 


Seit 16. Januar sitzt erneut Helmut Hejt- 
manek, Mitbegründer der “Gruppe für 
Totalverweigerung”, im Wiener Landge- 
richt ein. Seit 10 Jahren verweigert er 
konsequent Wehr- und Zivildienst. 

Nach Arrest beim Bundesheer wurde er 
1986 zu drei Monaten bedingter Haft ver- 
urteilt. Damals war er auch von der “GAL 
- Demokratische Liste” für die National- 
ratswahl aufgestellt worden. 

1988 erfolgte die nächste Einberufung. 
Zum folgenden Prozeß im April 1990 war 
er untergetaucht. Am 16.01.93 geriet er in 
eine Polizeikontrolle und wurde ermeut 
verhaftet. 

Diesmal wurde er mit zwei rechtsradika- 
len Terroristen, einer davon Gottfried 
Kissel, zusammen in eine Zelle gesperrt. 
Am 22. Januar demonstrierten 500 für 
seine Freilassung und die der anderen 
acht derzeit inhaftierten Totalverweige- 
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rer. 1400 Unterschriften wurden gesam- 
melt. Jedoch Verteidigungsminister Fas- 
slabend kündigte Härte an: ein Jahr unbe- 
dingte Haftstrafe. Der Kreislauf kann 
dann weitergehen, denn nach der letzten 
Wehrgesetznovelle wurde die Altersgren- 
ze für die Einberufbarkeit von 35 auf 50 
Jahre hochgesetzt. 

Drei Deserteure aus Ex-Jugoslavien sol- 
len in Abschiebehaft sitzen. 


Ari Arffman ist tot 


Der bekannteste Totalverweigerer Finn- 
lands, der 1990 mit einem Hungerstreik 
Aufsehen erregte (danach wurde die 
Wehrgesetzgebung liberalisiert) ist tot. 
Seit 4.12.92 war er vermißt. Am 8. Febru- 
ar wurde er im Wasser gefunden, 20 
Meter entfernt von dem Platz, wo er 
zuletzt gesehen wurde. Die Polizei spricht 
wie immer von einem Unfall. Eigenartig 
sind auch die Ermittlungen der Behörde. 
Das Wirken Rechtsradikaler oder anderer 
Rechts-Staats-Fanatiker kann nach Anga- 
ben der finnischen Totalverweigererorga- 
nisation, in der Ari seit zehn Jahren enga- 
giert war, nicht ausgeschlossen werden. 
Arı war auch beim transnationalen ICOM 
1991 in Budapest dabei. 


Die transnationale KDV-Vernetzung 
unterstützen! 


Das Internationale Treffen der KDVer 
(ICOM) findet vom 10.-17. Juli 93 in der 
Türkei, in Göecek/lzmir am Meer, statt. 
Es ergeht die dringende Bitte des transna- 
tionalen Vorbereitungsteams um finanzi- 
elle Unterstützung. 

Konto: ARGE für Kriegsdienstverweige- 
rung, Stichwort ICOM 93, Österreichi- 
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sche Postsparkasse, Nr. 7 250 000 

Noch wichtiger, und vergleichsweise ein- 
facher ist, um Uhnterstützung bei zah- 
lungskräftigen Organisationen nachzusu- 
chen. Hier bietet sich vor allem die 
“Europäische Stiftung Jugend” im Euro- 
paparlament an. Schreibt im Namen 
Eurer Organisation oder Gruppe (aber 
auch als Einzelperson) nette Briefe, in 
denen ihr die Wichtigkeit des ICOM in 
der Türkei herausstellt, an: 

> Mrs. Taylor, Council of Europe, Euro- 
pean Youth Foundation (E.Y.F.), B.P. 
431 R6, F-67006 Strasbourg Cedex, 
France 

Tel. +33-88-412312, FAX: +33-88- 
412778 < 

* Das Treffen von KDVern verschiedener 
Motivationen, ob total oder ZDLer, ist 
gerade vor dem Hintergrund der “Festung 
Europa” wichtiger denn je, um gemeinsa- 
me Forderungen zu stellen und die Soli- 
darität untereinander zu stärken. 

* Das ICOM in der Türkei stellt in diesem 
hochmilitarisierten Land eine antimilita- 
ristische Aktion an sich dar. 

* Gerade in dieser Region mit ihren vie- 
len Konflikten (Kurdistan, Irak, Iran, 
Naher Osten und Balkan liegen vor der 
Tür) ist eine Entspannungspolitik von 
unten unabdingbar. 

* Es besteht die Möglichkeit, mit nichteu- 
ropäischen KDVern zusammenzutreffen 
und deren Sicht und Situation kennenzu- 
lernen. 

* Die türkische KDVer-Gruppe “War 
Resisters Association” ist noch sehr jung 
und hat immense Schwierigkeiten. 

* Geld wird auch benötigt, um KDVerm 
aus Osteuropa die Reise überhaupt erst zu 
ermöglichen! 

* Die Unterstützung des Europaparla- 
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ments wird letztlich auch benötigt, damit 
die türkischen Behörden das Treffen 
nicht schlichtweg verbieten können. (Wir 
fahren natürlich trotzdem.) 
ICOM-Koordination u.a.: Andreas Rabl, 
A-8020 Graz, Überfuhrgasse 37, Tel. 
+43-316-672751, FAX: -812773 


Widerstand gegen 
Truppenübungsplätze 


Zwölf Truppenübungsplätze (von 60) ın 
den neuen Bundesländern wollte die Bun- 
deswehr um jeden Preis weiter benutzen. 
Aber es regte sich Widerstand. 
Fälschlicherweise wurde in telegraph 
11/92 gemeldet, daß sich gegen den Trup- 
penübungsplatz Königsbrück kein Wider- 
stand regt. Ganz im Gegenteil. Mehrere 
Friedensgottesdienste wurden abgehalten. 
Ganze Gemeindegruppen aus Sachsen 
und Brandenburg waren präsent. Leider 
sind diese Meldungen, wenn überhaupt, 
nur in der Lokalpresse zu finden. Die Pro- 
teste waren gerade hier von Eiıfolg 
gekrönt. Das Gelände kann nun zivil 
genutzt werden. 

Längeren Atem brauchen die Bürgeri- 
nitiativen vor Ort in der Colbitz-Letzlin- 
ger Heide, in Wittstock, Ohrdruf, Noch- 
ten, Rietschen. Hier wird weiterprote- 
stiert, u.a. mit Lichterketten gegen 
Gewalt, gegen eine weitere militärische 
Zerstörung der Landschaftsschutzgebiete. 
Mittlerweile hat die Bundeswehr Finanz- 
schwierigkeiten und entschloß sich, 35 
von 745 Übungsplätzen aufzugeben: 
Wünsdorf, Falkenberg, Niederlehme, 
Halberstadt... Der Fliegerhorst Sobern- 
heim in Rheinland-Pfalz wird geschlos- 
sen, dafür wird aber das Jagdbomberge- 
schwader 35 nach Laage/Mecklenburg- 


41 


Vorpommern verlegt. Noch 1990 gab es 
starke Proteste gegen den Luftwaffen- 
stützpunkt Laage, der zu DDR-Zeiten 
hauptsächlich von Bausoldaten errichtet 
werden mußte. 


Militärsteuer 


Neben Parlamentariern von B 90/Grüne 
stimmten im Januar 93 auch SPD-Abge- 
ordnete einer Gesetzesänderung zu, nach 
der eine Verweigerung der Militärsteuer 
aus Gewissensgründen in Zukunft mög- 
lich sein soll. Die Verweigerer sollen 
stattdessen auf einen “Konversionsfonds” 
einzahlen, aus dem die Umwandlung von 
Rüstung in sozial und ökologisch verträg- 
liche Produktion bezahlt werden soll. 


Deserteurs-Denkmal gestohlen 


In Köln errichtete die Initiative “DesAR- 
Teur” am Volkstrauertag (15.11.) 92 
einen Bretterkäfig für Knarren: “Sperrt 
die Waffen weg - nicht die Deserteure” 
auf dem Heinrich-Böll-Platz. Begleitet 
von der “Aktion Knarre weg” -dokumen- 
tiert an der Klagemauer auf der Domplat- 
te. Erinnert werden sollte u.a. an die noch 
immer nicht erfolgte Rehabilitierung von 
Deserteuren aus dem II. Weltkrieg. Allein 
in Köln sollen sich 1944 bis zu 4000 
Deserteure in den Trümmern verborgen 
gehalten haben. Insgesamt desertierten 
über 100.000 aus der Wehrmacht. 

Seit dem 29.11.92 ist das Denkmal “ver- 
schwunden”. 


“Daß Menschwerdung dann beginnt, 
wenn einer sich von der jeweiligen Trup- 
pe entfernt, diese Erfahrung gebe ich hier 
unumwunden als Ratschlag an spätere 
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Geschlechter.” 
Heinrich Böll 


Warnung vor Rüstungsmüll 


Kontakt zu Interessierten am Thema 
Rüstungsmüll sucht der BUND-Arbeits- 
kreis Altlasten: 

“Die umweltgerechte Beseitigung dieser 
Stoffe - insbesondere nicht mehr genutz- 
ter Bestände der NVA bzw. der Sowjetar- 
mee - ist politisch geboten. An der Tages- 
ordnung hingegen ist vor allem die offene 
Verbrennung unter heutiger Verantwor- 
tung der Bundeswehr. Dabei werden z.B. 
giftige Quecksilberverbindungen freige- 
setzt... 

Ein Wochenendseminar ist in Vorberei- 
tung. 

Kontakt: Dirk Rohlfing, Elfbuchenstr. 2, 
W-3500 Kassel, Tel. 0561/107586 


Bundesregierung wahlweise 
nicht zuständig 


Die DFG-VK Bayern appellierte an Aus- 
wärtiges Amt und Petitionsausschuß des 
Bundestages, KDVern und Deserteuren 
aus Ex-Jugoslavien unbefristetes Aufent- 
haltsrecht zu gewähren und sich für eine 
Amnestie in deren Heimatländern einzu- 
setzen. “Nicht zuständig”, hieß es aus 
Bonn mit Verweis an die Bundesländer- 
hoheit. Schwammig heißt es weiter: 
“Nach den im BMI vorliegenden 
Erkenntnissen sähen die Länder jedoch 
derzeit von Abschiebungen jugoslawi- 
scher Staatsangehöriger ab, wenn davon 
auszugehen sei, daß sie als Wehrpflichti- 
ge eingezogen werden sollten und ihnen 
die Gefahr drohe, wegen Desertion 
bestraft zu werden.” 
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Meldungen 


Herr Völker verstört 


“Das Absingen der “Internationale” auf offenen 
Straße ist auch dann ruhestörender Lärm, wenn 
der Beklagte glaubhaft machen kann, er habe die 
Verdammten dieser Erde wecken bzw. einen 
Herm Völker auf sich aufmerksam machen wol- 


len.” 
Urteil des Sozialgerichts Hersfeld, AZ 23/87 


Neue Nazimorde 


Über die Ermordung des Punks Mario Jödecke in 
Mühlhausen bei Eisenach haben wir leider bis 
zum Redaktionsschluß nichts Genaueres erfahren 
können. Das liegt offenbar daran, daß die örtli- 
chen Gruppen untereinander verstritten sind und 
Informationen über die jeweils anderen nicht 
transportieren. Zerstrittenheit, nicht Einigkeit 
zeigte sich denn auch, unseren Informationen 
nach, bei einem Trauermarsch für den Ermorde- 
ten, der am 13.2. in Mühlhausen stattfand und an 
dem etwa 1000 Leute teilnahmen. Wenn wir bis 
zur Fertigstellung und Versendung des “tele- 
graph” in einer Woche nähere Informationen von 
einem in diesen Tagen in Erfurt stattfindenden 
Antifa-Plenum erhalte, legen wir dem Heft einen 
Zettel bei. Ein anderer Mord an einem Mitglied 
des SDAJ in Suhl ist im Moment noch völlig 
ungeklärt. 


Auseinandersetzung zwischen Haus- 
besetzerszene und Mafia in Leipzig 


Die Auseinandersetzungen in der Leipzig-Conne- 
witzer Hausbesetzerszene haben sich derweil ver- 
schärft. Unseren Informationen zufolge sind die 
im letzten und vorletzten “telegraph” erwähnten 
Autoknacker-Kids inzwischen aus ihren Häusem 
ausgezogen und in die anderer Besetzer eingezo- 
gen. Seitdem treibt sich die Leipziger Mafıa nun 
in diesen Häusern herum. In einem Fall nahmen 
sie bei einer “Durchsuchung” die Haushaltskasse 
mit. Wegen der Randale vom 27./28. November, 
über die wir berichteten, sitzen jetzt noch drei 
Leute in Untersuchungshaft. Im März beginnt 
gegen sie ein Prozeß wegen Landfriedensbruch 
und Rädelsführerschaft. Die Staatsanwaltschaft 
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fordert Höchststrafen. Es wäre gut, wenn die Lei- 
pziger Gruppen etwas mehr von ihren Problemen 
berichten könnten. 


Alltag in Deutschland 


In unserer Ausgabe vom Januar 1993 berichteten 
wir über eine gewaltätige Auseinandersetzung 
zwischen einem Schwarzen und faschistischen 
Hools. Der seinem Freund zu Hilfe geeilte 
Ahmed wurde im Schockzustand und mit einer 
Gehimerschütterung ins Krankenhaus Friedrichs- 
hain eingeliefert. Erst zwei Tage später, immer 
noch im komatösen Zustand wurde er auf die 
Intensivstation verlegt. Auf Grund ungeklärter 
Kostenübernahme für die Behandlung wurde 
Ahmed nach drei Wochen vorzeitig entlassen und 
von der Polizei in Abschiebehaft gesteckt, trotz 
seiner schwer angeschlagenen Verfassung, die 
unserer Vermutung nach eine Inhaftierung nicht 
zuläßt. Im Falle einer Abschiebung würde 
Ahmed im Sudan ebenfalls inhaftiert. Ahmed 
verlor seinen Paß und ist nicht im Besitz einer 
Aufenthaltsgenehmigung. Ahmed, der seinem 
Freund bei einem faschistischen Übergriff zu 
Hilfe kam, sitzt im Knast, die Angreifer hingegen 
laufen frei herum. 

Bleiberecht für alle überall!! 

Spendenkonto für Ahmeds Krankenhausrech- 
nung und Anwalt: 

“Ahmed bleibt hier” 

BLZ 100 500 00 KTONR 574907955 


Nein zum Asyl”kompromiß” - 
Auf nach Bonn! j 
Kommt zur bundesweiten 
Demonstration an der Bannmeile, 


ab 8.30 Uhr am Tag der Bundestagsabstimmung. 
Kundgebung und Demo am Vorabend. Gemein- 
sam die Aushöhlung von Grundrechten “blockie- 
ren’. 

“Unseres Erachtens ist wieder einmal die Zeit 
gekommen, daß diejenigen, die Menschenrechte 
und Demokratie ernst nehmen und damit an her- 
ausragender Stelle auch das Grundrecht auf Asyl 
und den so mißbrauchten ersten Satz des Grund- 
gesetzes “Die Würde des Menschen ist unantast 
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bar.”, das Mittel ergreifen, das allein zu Gebote 
steht, wenn die anderen Möglichkeiten sich 
erschöpfen: das Mittel des gewaltfreien Zivilen 
Ungehorsams nämlich.” 

Komitee für Grundrechte und Demokratie 
Zugleich wird gegen die geplanten “out of area”- 
Einsätze der Bundeswehr protestiert. 

Trägerkreis Aktion Asylrecht c/o Friedenskoope- 
rative, Römerstr. 88, W-5300 Bonn 1, Infotele- 
fon: 0228/692904, Fax: 692906 


Wasser privatisiert 


(SOZ) Als erste deutsche Gemeinde privatisierte 
Rostock seine Wasserversorgung. Gegen die 
Stimmen der CDU (Sie tritt für eine kommunale 
Wasserversorgung ein) haben die Stadträte von 
PDS, SPD und von Bündnis 90 der Eurawasser 
GesmbH den Zuschlag für die Wasser- und 
Abwasserversorgung gegeben. Die Eurawasser 
ist eine deutsch-französische Gesellschaft, die 
eigens dafür gegründet wurde, um in den neuen 
Bundesländern den Einstieg ins private Wasser- 
geschäft zu finden. Sie verspricht, die notwendi- 
gen Investitionen schneller und billiger zu tätigen 
als die Stadtwerke. Bestechung war allerdings 
auch im Spiel: Dem regionalen Untemehmerver- 
band, der sich für eine kommunale Versorgung 
ausgesprochen hatte, weil er Auftragseinbußen 
für den heimischen Mittelstand befürchtete, bot 
die Eurawasser einen Sitz im Beirat und Präfe- 
renzen an. Der Fußballklub soll gesponsert wer- 
den, und ihren 425 Angestellten versprach die 
Eurawasser einen “Rationalisierungsschutz” für 
fünf Jahre. 


Information zum Datenschutz 
Aufkleber gegen Werbeschreiben 


Nach dem Bundesdatenschutzgesetz dürfen 
Unternehmen - z. B. Banken, Kaufhäuser oder der 
Versandhandel - die Daten ihrer Kunden für 
Zwecke der Werbung oder Markt- oder Mei- 
nungsforschung nutzen und an andere Stellen 
übermitteln. Wenn Sie z. B. beim Versandhandel 
Gartenmöbel bestellen, kann es deshalb sein, daß 
Sıe demnächst Werbebriefe für andere Garten- 
produkte erhalten. Ihre Adresse - ergänzt um die 
Information, daß Sie Gartenbesitzer sind - kann 
auch an Adressenhändler weitergegeben werden, 
was dann zu weiteren Werbemaßnahmen führen 
kann. Gegen eine derartige Verwendung Ihrer 
Daten können Sie sich wehren: 

Mit den beiliegenden Aufkleber, die auf jeden 
Vertrag, jedes Bestellformular und jede Preisaus- 
schreibenkarte passen, können Sie der Nutzung 
und Übermittlung Ihrer Daten für Zwecke der 
Markt- oder Meinungsforschung widersprechen. 
Dieser Aufkleber sollte möglichst neben Ihre 
Unterschrift geklebt werden. Ihr Vertragspartner 
darf dann die Daten nicht mehr für Werbebriefe 
oder andere derartige Aktionen verwenden. 
Diese Aufkleber sind zu bestellen bei: 

Berliner Datenschutzbeauftragter 
Hildegardstraße 29/30 

W-1000 Berlin 31 


Literatur im Mathias-Domaschk-Archiv 


Auf Bitten der MitarbeiterInnen des Matthias-Domaschk.Archivs in der Umwelt- 
Bibliothek Berlin drucken wir im Folgenden und in den folgenden Heften eine Liste 
der vorhandenen Unterlagen ab. Auf diese Weise soll ein Einblick gegeben werden, 
der hoffentlich nicht nur Fachleute ermuntiert, die Sammlung desArchivs zu benutzen. 
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Fragen und Antworten/Argumente zum Thema 
Menschenrechte 


- Material für Propagandisten/Zu Aspekten der 
gegenwärtigen Friedensbewegung/Rolle des 
Pazifismus im Kampf um Abrüstung und Frie- 
den/Herausgegeben: SED-Bezirksleitung Leip- 
zig, Abteilung Agitation/Propaganda 

- VVS MfS 009/398/71 Dienstanwei- 
sung 2/71 zur Leitung und Organisierung der 
pol.-op. Bekämpfung der staatsfeindlichen 
Hetze/26.06.1971 

- VVS JHS 001-93/80 Studienmateri- 
al zum Thema: “Pol. und völkerrechtliche Aspek- 
te zur Arbeit des MfS zur offensiven Zurückwei- 
sung der von Staatsorganen bzw. Feindzentren 
der BRD ausgehenden Einmischung in innere 
Angelegenheiten der DDR."/Potsdam im Juli 
1980 

- VVS JHS 001-94/80 Studienmateri- 
al zum Thema:” Pol. und völkerrechtliche Grund- 
positionen und Argumente zur offensiven 
Zurückweisung der imperialistischen Menschen- 
rechtsdemagogie. 
"/Potsdam im Juli 1980 

- Informationsmaterial für die Öffent- 
lichkeitsarbeit 4/1987 Ideologische Diversion 
gegen die DDR/Juli 1987 

- VVS-0001 JHS 10/88 Lehrbuch 
“Die pol.-ideol.e. Diversion gegen die 
DDR"/Februar 1988 

- VVS 0001 JHS 46/88 Lehrgebiet 5 
(OSL)/Lehrgebiet 1 (HFL) Studienmaterial/Pots- 
dam 15.03.1988 

- Material zum Personenbestand der 
NVA/Beschlüsse von Teilnehmerstaaten zum 
Vertrag zur einseitigen Reduzierung ihrer Vertei- 
digungsausgaben 

- Argumentationsmaterial zur Frie- 
denspolitik der SED/Arpil 1986/Herausgegeben: 
ZAIG/Bereich 6 

VVS JHS 0001-91/89 Spezalisie- 
rungsrichtung Komplex IV Studienmaterial:” Die 
pol.-op. Bearbeitung von feindlich-negativen Per- 
sonenzusammenschlüssen, die im Sinne pol. 
Untergrundtätigkeit wirken, in operativen Vor- 
gängen/Potsdam September 1989 

VVS JHS 0001-89/89 Spezialisie- 
rungsrichtung 2 Komplex IV Studienmaterial 
“Das aktuelle Erscheinungsbild politischer Unter- 
grundtätigkeit in der DDR und wesentliche Ten- 
denzen seiner Entwicklung.”’/Oktober 1989 

VVS JHS 001-60/81 Arbeitsmateral 
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zur Bearbeitung Operativer Vorgänge/Potsdam 
10.03.1981 

VVS 0001 JHS 190/85/1 Lehrstuhl I 
Studienmaterial, Teil I “Bearbeitung OV”/Febru- 
ar 1986 

VVS 0001 JHS 190/85/II Lehrstuhl I 
Studienmaterial, Teil II “Bearbeitung OV"/März 
1986 

VVS 0001 JHS 190/85/III Lehrstuhl I 
Studienmaterial, Teil III “Bearbeitung OV"/April 
1986 

VVS 0001 JHS 190/85/IV Lehrstuhl I 
Studienmaterial, Teil IV/Mai 1986 

GVS JHS 001-1/76 Lehrmaterial 
“Der zielgerichtete Einsatz der operativen Beob- 
achtung in der Vorgangsbearbeitung.”/1.06.1976 

Übersichtsblatt über Vorgangsbear- 
beitung (Zeitraum 01.01. - 31.03.89)/Leipzig 
17.04.1989 

Übersichtsblatt über Vorgangsbear- 
beitung (Zeitraum 01.07. - 30.09.89)/Leipzig 
18.10.1989 

GVS MfS 008-100/76 Richtlinie Nr. 
1/76 zur Entwicklung und Bearbeitung von OV/ 
Berlin Januar 1976 

VVS MfS 008-113/76 1.Durch- 
führungsbestimmung zur Richtlinie 1/76 über die 
Registrierung OV, die Erfassung von Personen 
und Objekten auf der Grundlage OV und die 
Führung der Vorgangsakten/Berlin Januar 1976 

VVS-0006 Leipzig 1. Februar 1988 
Schreiben zur konsequenten Wahmehmung der 
Verantwortung der stellv. Vorsitzenden der Räte 
der Bezirke für Inneres aufgrund der aktuellen 
Entwicklung 

VVS-0001 MfS JHS 125/83 Studien- 
material “Grundorientierungen für die pol.-op. 
Arbeit des MfS zur Aufdeckung, vorbeugenden 
Verhinderung und Bekämpfung der Versuche des 
Feindes zum Mißbrauch der Kirchen für die 
Inspirierung und Organisierung politischer Unter- 
grundtätigkeit und die Schaffung einer antisoz. 
“inneren” Opposition in der DDR."/Potsdam 
August 1983 

VVS-0001 MfS JHS 69/84 Lektion 
Zentrale pol.-op. Fachschulung “Die weitere 
Ausprägung des feindlichen Vorgehens zur Inspi- 
rierung und Organisierung politischer Unter- 
grundtätigkeit und der Schaffung einer antiso2. 
oppositionellen Bewegung."/Potsdam Februar 
1984 

VVS-0001 MfS JHS 71/84 Seminar- 
hinweise für die Zentrale pol.-op. Fachschulung 
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“Die weitere Ausprägung des feindlichen Vorge- 
hens zur Inspirierung und Organisierung politi- 
scher Untergrundtätigkeit und der Schaffung 
einer antisoz. opp. Bewegung." /Potsdam Februar 
1984 

VVS-0001 MfS JHS 89/84 Lektion 
Zentrale pol.-op. Fachschulung “Grundorientie- 
rungen für die pol.-op. Arbeit zur Aufdeckung, 
vorbeugenden Verhinderung und Bekämpfung 
des Mißbrauchs der Kirchen in der DDR."/Pots- 
dam Mai 1984 

VVS-0001 MfS JHS 90/84 Seminar- 
hinweise “Grundorientierungen für die pol.-op. 
Arbeit zur Aufdeckung, vorbeugenden Verhinde- 
rung und Bekämpfung des Mißbrauchs der Kir- 
chen in der DDR."/Potsdam Mai 1984 

VVS-0001 MfS JHS 106/84 Lektion 
für die zentrale pol.-op. Fachschulung “Zu eini- 
gen Grundfragen und Erfordemissen der Durch- 
setzung des soz. Rechts bei der Aufdeckung, vor- 
beugenden Verhinderung und Bekämpfung des 
Mißbrauchs der Kirchen in der DDR.”/Potsdam 
Juli 1984 

VVS-0001 MfS JHS 107/84 Seminar- 
hinweise für die zentrale pol.-op. Fachschulung 
“Zu einigen Grundfragen und Erfordemissen der 
Durchsetzung des soz. Rechts bei der Auf- 
deckung, vorbeugenden Verhinderung und 
Bekämpfung des Mißbrauchs der Kirchen in der 
DDR."/Potsdam Juli 1984 

VVS MfS 0016-902/85 Lektion für 
die zentrale pol.-op. Fachschulung “Aktuelle 
Aspekte des feindlichen Vorgehens zur Inspirie- 
rung und Örganisierung politischer Unter- 
grundtätigkeit.'/ Berlin März 1985 

VVS MfS 0016-905/85 Lektion für 
die zentrale politisch-fachliche Schulung “ Versu- 
che des Gegners unter Mißbrauch der Kirchen, 
eine politische Untergrundtätigkeit zu inspirieren 
und zu organisieren.”/Berlin April 1985 

VVS 0028 MfS 1932/87 Informati- 
onsmaterial zu Kirchenfragen/Berlin Mai 1987 

VVS JHS 001-73/81 Information zur 
Forschungsarbeit “Die pol.-op. Bekämpfung des 
feindlichen Mißbrauchs gesellschaftswidriger 
Verhaltensweisen Jugendlicher." (Abgeschlossen 
am 31.03.1981)Potsdam April 1981 

VVS-0001 MfS JHS 71/82/II Lektion 
für die zentrale pol.-op. Fachschulung “Die vor- 
beugende Verhinderung, Aufklärung und 
Bekämpfung des feindlichen Mißbrauchs gesell- 
schaftswidriger Verhaltensweisen Jugendlicher in 
der DDR.” Teil Il/Potsdam April 1982 
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VVS-0001 MfS JHS 71/82/I Lektion 
für die zentrale pol.-op. Fachschulung “Die vor- 
beugende Verhinderung, Aufklärung und 
Bekämpfung des feindlichen Mißbrauchs gesell- 
schaftswidriger Verhaltensweisen Jugendlicher in 
der DDR.” Teil /Potsdam Juni 1982 

VVS-0001 MfS JHS 164/84 Studien- 
material “Erfordemisse und Möglichkeiten der 
Nutzung des soz. Rechts im Zusammenhang mit 
der vorbeugenden Verhinderung, Aufdeckung 
und Bekämpfung pol. Untergrundtätigkeit in der 
DDR unter Beachtung der Besonderheiten des 
subversiven Mißbrauchs Jugendlicher durch den 
Gegner." 


BRÜCHE _.. 


Süd-Ost-West-Zeitschrift 


gegen Alte und Neue Weltordnungen 


Eine OstWest - Ko-Produktion des BAOBAB:-Infoladen 
Eine Welt (Ost-Berlin) und des Infoladen "Dritte Welt“ 
Neukölln (West-Berlin) erscheint vierteljährlich 


Nr.5 Januar-März '93: 


»Das Große bleibt groß nicht 


und klein nicht das Kleine« 
Geteilte Linke im vereinigten Deutschland 


Ost / West: »Die Zeit ist nicht reif für ein neues linkes Projekt« 
Gespräch mit Jutta Braband und Thomas Klein 
Die »Wessis« und die Ost-Opposition 
Frauen in Ost- und Westdeutschland 
Rassismus ...und was dagegen getan werden muß 
In Deutschland: Die Deutschen und die Mitläuferinnen! 
El Salvador: Die Linke in der Übergangsperiode 
Südafrika: Wandel durch tee 7? 
3. Welt Handel: Weltäden aller ee der, vereinigt euch! 
Ein neues Lebensgefühl: »Transfair« genießen! 


Einzelpreis: DM 2.50 (68 Seiten) 
Jahresabo: DM 15.- (incl. Porto 
Wiederverkäuferinnen erhalten 20% 


Infoladen "3.Welt* BAOBAB-Infoladen Eine Welt 
Thomasstr. 11-13 ehem. Dritte Welt Zentrum 

W-1000 Berlin 44 Winsstraße 53, O-1055 Berlin 
T+Fax: 030 - 6811948 Tel+Fax: (030) 4269451 


abatt 


Bezug: 
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Post 


Zum Kommentar “Bewegungsfragen" in 12/92 

Die Ratlosigkeit der alt gewordenen Bürgerrecht- 
ler über die neuen nationalistischen “Bewegun- 
gen” und die barbarischen Straßenkämpfe der 
Jugend hat endlich einmal jemand gebündelt und 
eine Antwort versucht. Dieser Beitrag hebt sich 
wohltuend ab von den Verlautbarungen verschie- 
dener Individualisten in den früheren Nummem. 
Trotzdem möchte ich einen Denkanstoß äußem: 

Eventuell wollten die Basisgruppen 
vor 1989 die “Ausreisebewegung” genausowenig 
wahrhaben wie heute “die Linke” die neuen 
sozialen Entwicklungen. Sicher waren die die 
Mutigeren und Tapferen, die ohne Ausreiseantrag 
im Rücken gegen den Kurs der SED und ihre 
Monster steuerten. Allein mit dem Hinweis auf 
materielle Gier ist aber wohl nicht die Tatsache 
zu erklären, daß massenhaft Biographien den 
Bruch riskierten und durchlitten, um Karrieren 
und Lebensläufe von neuem zu beginnen. 

In meiner Tätigkeit in der evangeli- 
schen Jugendarbeit und später in der Gefängnis- 
zelle sind mir Jugendliche begegnet, die einfach 
neugierig auf die Welt, die Vielfalt der Auslän- 
der, waren. Die sich nicht in kleinlichen Kämpfen 
mit der sozialistischen Staatsmacht zerreiben las- 
sen wollten. Und weil die Leidensfähigkeit und 
Sensibilität von Menschen eben unterschiedlich 
geprägt ist, hätten viele der “Ausreißer” wohl 
auch nicht die Bearbeitungsmaßnahmen der Stasi 
überstanden. Das gebe ich zu bedenken, wenn die 
“tiefe Kluft” zwischen Basisgruppen und Ausrei- 
sern beschworen wird. Denn “ein Land zu verlas- 
sen’ ist eben auch das Wahrnehmen eines Men- 
schenrechts. 

Roland Brauckmann, Leipzig 


Berichtigung 


Im Artikel “Hat die DDR-Opposition mit westli- 
chen Geheimdiensten gekungelt”, fand sich leider 
eine stark verschobene Darstellung eines Vor- 
gangs aus dem Jahre 1987. Sılvia Müller schreibt 
uns dazu: 

1. Habe ich leider bis heute keinen französischen 
Freund, sondern ein Weißenseer Künstler nahm 
mich im Februar 1984 mit auf eine Party. 

2. Diese fand nicht in der französischen Botschaft 
statt, sondern in der Wohnung eines Angestellten 
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der US-Botschaft in der Leipziger Straße. Beim 
Verlassen des Hochhauses wurden durch die VP 
die Ausweise kontrolliert und die Personalien 
notiert. 
3. Daraufhin wurde im Berliner Verlag ein “Dis- 
ziplinar-Spektakel” veranstaltet. Ich erhielt 
Schreibverbot als Redakteurin von “FF-dabei” 
und es wurden weitere Maßnahmen festgelegt, 
mich von Redaktionsvorhaben und öffentlichen 
Veranstaltungen auszuschließen und von den 
KollegInnen zu isolieren. Da mir als alleinerzie- 
hende Mutter und Schwerbeschädigte Kündi- 
gungsschutz zukam, mußte man zu meiner Aus- 
grenzung und Zersetzung diesen Weg wählen, 
gegen den ich mich vergeblich arbeitsrechtlich zu 
wehren versuchte. 
Härter und tiefer aber als dieser offizielle 
Umgang mit mir traf mich, als wenige Tage nach 
dieser Aburteilung im Verlag zwei Freunde aus 
dem Friedrichsfelder Friedenskreis, darunter der 
IMB “Andreas” (Mathias Heinrich), vor meiner 
Tür standen und mich ins bereitstehende Auto 
baten. Sie fuhren mit mir in eine Wohnung im 
Neubaugebiet, wo mich eine Runde erwartete, die 
ich erneut als Disziplinarverfahren auffassen 
konnte. Es blieb nicht das einzige - meist 
bestimmt durch “Sicherheitsgründe” und Konspi- 
ration, das ich bis 1989 in oppositionellen Krei- 
sen erlebte. 

Sılvıa Müller 


Nachtrag zu einer abträglichen Bemerkung 


In dem Artikel über 1987er Zionsaffäre im letzten 
“telegraph” gab es eine etwas undifferenzierte 
Bemerkung über die im Januar 1988 gegründete 
“Arche”, die in den folgenden Jahren zum Teil 
recht erfolgreich die DDR-Umweltgruppen ver- 
netzte. Es wurde im Artikel gesagt, daß der Stasi- 
Spitzel Falk Zimmermann (IM “Reinhard Schuh- 
mann’) die Arche gründete und damit einen Maß- 
nahmeplan der Staatssicherheit ausführte. Das ist 
richtig, insofern als Zimmermann als einer Mit- 
begründer in der Tat diesen Plan, der die Gruppe 
der Umwelt-Bibliothek Berlin spalten sollte, ver- 
folgte und ausführte. Es gab aber natürlich ande- 
re Mitbegründer, die keine Spitzel waren, son- 
dern das wollten, was sie sagten, eine DDR-weite 
Umweltorganisation. Die Arche-Gründung ent- 
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sprach also nicht einem Stasi-Zersetzungsplan, 
sondern wurde für einen solchen benutzt. 

Mitglieder der Berliner Umweltgrup- 
pe Arche besuchten uns und erzählten uns über 
das neuere Schicksal der alten Organisation. 
Demnach betrug sich der Sprecher, der frühere 
Theologe Andreas Passarge; reichlich autoritär 
und wollte sich weder als Bezirksabgeordneter 
von Berlin Lichtenberg noch sonstwie an 
Beschlüsse der Gruppe gebunden fühlen. Zuletzt 
faßte er mit einigen Getreuen den Beschluß, die 
Arche aufzulösen und ein Bildungswerk zu grün- 
den. Daß von dieser Fraktion Geräte und Materi- 
al in den neuen Verein übernommen werden, ist 
gerichtlich nicht zu verhindern, da die Arche kein 
Verein und daher nicht rechtsfähig ist. Völlig 
ungeklärt ist der Umgang mit dem Arche-Aus- 
landsvermögen, das von besagtem Falk Zimmer- 
mann bis heute “verwaltet” wird. Die Mitglieder 
der neu gegründeten Umweltgruppe Arche, die 
unter anderem in einer Berliner Kirchengemein- 
de eine Teestube für Wohnungs- 
bedürftige und sozial Bedürftige 
betreiben, sitzen dagegen mit 
nichts anderem als 1000 Mark 
Schulden aus der früheren Tätig- 
keit der Arche da. 

Im Folgenden ein 
Brief, der von einem der Oppo- 
nenten in dem Berliner Regio- 
nalblatt von Grünen und AL, dem 
Stachel abgedruckt wurde. Auf 
Bitte der Arche-Leute drucken wir 
ihn nach: 


“Liebe Freunde, 
nach langer schwerer Krankheit 
ist es von uns gegangen, das grün- 
ökologische Netzwerk “Arche”. 
Gewiß, der Schmerz ist groß. 
Doch wir sollten froh sein über die 
fünf Jahre, die uns mit ihm ver- 
gönnt waren. 

Die Opposition in der 
DDR trug viele Namen, einer 
davon war Arche. Geboren unter 
dem Dach der evangelischen Kir- 
che, an einem kalten Januartag des 
Jahres 1988, konnte das Netzwerk 
auf ein kurzes, aber erfülltes 
Leben zurückblicken. Arche war 
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ARCHE 


Teestube für Wohnungs- 


lose und Sozia 


zeıte. 
Minen / fr [a -So, 


Adresse: Bekenntnisker‘ 


ITTTRSRATTTERCTTEEL LUIS 


Hort der Begegnung für viele noch grüne Jungs 
und Mädels, die inzwischen als reife, gestandene 
Persönlichkeiten mit den verschiedensten Funk- 
tionen und Mandaten oder auch in der befreiten 
Wirtschaft ihren Mann stehen. 

So, wie unser bescheidener Mitstrei- 
ter, Falk Zimmermann. Warum hast Du uns noch 
nie berichtet, daß Dir für uns, noch vor dem 
VITAL-Umweltpreis, 1989 eine Medaille verlie- 
hen wurde? Gern hätten wir uns mit Dir gefreut 
(besonders Carlo Jordan), schon wegen dem 
Preisgeld. Nach jahrelanger mühsamer Schreibar- 
beit stand Dir diese Anerkennung zu. (Und über- 
haupt, wer ist eigentlich Mielke?) Nur eines ver- 
stehen wir nicht: Wenn Du Geld und eine Woh- 
nung brauchtest, warum hast Du Dich nicht bei 
der Arche offenbart? Ein Bett bei irgend jemand 
wäre bestimmt noch frei gewesen. Und wenn alle 
zusammengelegt hätten, wäre Arche bestimmt 
auch mit 200 bis 500 Mark für Deinen monatli- 
chen Lebensunterhalt aufgekommen. Niemand ist 


L Bedürf te 


Apu21° 


(esserstraße 3 b: 2727104 
r 0-1133 en -Treptow 
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besser geeignet als Du, die Arche-Auslandskon- 
ten treuhänderisch zu verwalten. 

Arche kommt und geht, aber unsere 
Führer bleiben. Versehentlich habt Ihr 1989 die 
Kommunalwahlen in Frage gestellt. Aber Ihr habt 
Euren Fehler wiedergutgemacht und später selbst 
kandidiert. Verständlich, daß Ihr bei all der parla- 
mentarischen Verantwortung keine Zeit fandet, 
um am 14. Januar im Friedrichsfelder Gemeinde- 
zentrum am Sterbebett auszuharren. Dein 
Schmerz über das Vergangene, Andreas Passar- 
ge, ist verständlich. Aber etwas von der Arche ist 
Dir geblieben: der Farbfernseher, der Videore- 
corder, die Videokamera und die Erinnerungen. 
Gewiß, ein schwacher Trost. Bei all der Trauer 
vergiß nie Deinen würdigen Abgang! Kein 
Mißtrauensantrag hat Dich als Sprecher je stürzen 
können, auch wenn ich ihn stellte. 

Und nun zu Dir, Jürgen Werksnies. 


Durch Deine PDS-Kandidatur für das Bürgermei- 
steramt in Lichtenberg wäre letztes Jahr beinahe 
ein Traum wahr geworden. Handstreichartig soll- 
te Arche in unserem Stadtbezirk die Macht über- 
nehmen. 

Dank sei Dir auch gesagt, daß Du 
nach Deinem Rücktritt als Arche-Geschäftsführer 
den Computer verschenktest. Mit Sicherheit hät- 
ten wir zugestimmt. Warum solltest Du uns also 
fragen? Wir verzeihen Dir auch die Drohung, 
unsere Wärmestube für Obdachlose zu schließen. 
Vor uns brauchst Du Dich nicht fürchten. Wir alle 
sind Pazifisten, nur eben nicht die Obdachlosen... 

Als neu gebildete Umweltgruppe 
Arche-Berlin möchten wir bitten, von Beileidsbe- 
kundungen seitens dieser Erbengemeinschaft 


Abstand zu nehmen. 
Karsten Krampitz, 


Mitglied der Umweltgruppe Arche Berlin” 


TERMINE 


26.02. 20 Uhr, Kassel, Werkstatt, F.-Ebert- 
Str. 175, Wemer Seibel - Kurztexte vom Leben 
und Überleben nach Hoyerswerda 

27.02. 10 Uhr, O-1080 Berlin, HdD, Frie- 
drichstr. 165, Grüne Liga, “2. Windenergietag 
Berlin/Brandenburg”, Anmeldung: 030/2086241 
(8-12 Uhr) 

26.-28.02. Wustrow, Kurve, Zusammenarbeit 
und Vernetzung gewaltfreier Initiativen und Pro- 
jekte, Anmeldung: Graswurzelwerkstatt, Scham- 
horststr. 6, W-5000 Köln 60, Tel. 0221/765842, 
Fax: 765889 

28.02. Potsdam, Stalin, Stars und Stasi, 
Führung von Stattreisen Berlin, 14 Uhr ab S-Bhf. 
Griebnitzsee 

01.-03.03. Ev. Akademie W-5860 Iserlohn, 
Haus Ortlohn, Tagung “Aufgaben und Ziele der 
Umweltberatung in den Kirchen”, Anmeldung: 
02371/3520, fax: 35299 

04.03. Schwerin, kostenloses Seminar über 
Kommunikation, Beratungsmethodik der Kon- 
taktstelle Umweltberatung (Anmeldung: 
030/2291657) 

05.-07.03. Erfurt, Ost-West-Infoladen-Treffen, 
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“Gibt es eine gemeinsame Zukunft?”, Anmel- 
dung: Infoladen “Sabotnik”, c/o Mainzerhof 6, O- 
5020 Erfurt 

05.-07.03. AG Eigenständige Regionalentwick- 
lung im Hüttendorf “ANATOPIA” gegen die 
Daimler-Teststrecke im Papenburger Moor, 
Kontakt: c/o Spillmannsweg 5, W-2990 Papen- 
burg bzw. AK Teststrecke, Groninger Str. 28, W- 
2900 Oldenburg, Tel. 0441/777309, Fax: 204126 
06.03. 20 Uhr; Schwerin, Röntgenstr., Spei- 
cherparty der Kampagne “Earbe bekennen - Ras- 
sismus ächten 

08.03. 19 Uhr. Berlin, Haus der Jugend, 
Unter den Linden 38, Raum 538, Plenum der 
Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste 
und Militär 

09.03. 20 Uhr, O-1020 Berlin, R.-Luxem- 
burg-Str. 19, Neues Forum, 030/2806481, Bun- 


d hr-Blauhelmeinsätze (Christian Herz 
10.03. 20 Uhr Umwelt-Bibliothek, 0-1058 Ber- 


lin, Schliemannstr. 22, “Quiet Earth”, Video, das 
Männerkult und Geschlechterrollen thematisiert 


11.03. 19 Uhr, Gedenkbibliothek zu Ehren 
der Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3/4, 
O-1080 Berlin, “Arbeits- und Wirkungsweise 
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des MfS am Fallbeispiel eines Betroffenen”: 
Bernd Eisenfeld stellt seine Stasi-Akte vor 
12.-14.03. W-1 Berlin 39 Wannsee, Adam-von- 
Trott-Haus, Am Kleinen Wannsee 19, Aus Feh- 
lern lernen - Welche blinden Flecken hat(te) die 
christliche Linke? Anmeldung: Ev. Akademie, 
Goethestr. 26-30, W-1 Berlin 12, tel. 030/3191-0 
12.-14.03. Storkow, Jugendheim Hirschluch, 
“Ökologie und Entwicklung”, BUKO, Nemstweg 
32-34, W-2000 HH 50 

13.03. 14-18 Uhr, KvU, Kremmener Str. 11, 
O-1054 Berlin, Diskussion über Gegenöffent- 
lichkeit, Aufbau einer alternativen Nachrichtena- 
gentur 

14.03. 14 Uhr, Gadow (Autobahnabfahrt 
Wittstock) , Kirche, Treff der Bürgerini “FRElIe 
HEIDe” & Aktion gegen Truppenübungsplatz 
Wittstocker Heide 

18.03. 20 Uhr, Umweltbibliothek, O-1058 
Berlin, Schliemannstr. 22, Die andere Medien- 
praxis, Zeitschriften stellen sich vor: “til - Wehr- 
pflicht, Zwangsdienste und Militär” 

17.03. 19.30 Uhr, O-1080 Berlin, Haus der 
Demokratie, Friedrichstr. 165, “Konsens statt 
Mehrheitsbeschluß” , 
Jochheim, Gerd Poppe, Wolfgang Ullmann, 


Diskussion mit Gernot 
Wolfgang Thierse 

18.03. 19 Uhr, Gedenkbibliothek zu Ehren 
der Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3/4, 
O-1080 Berlin, “Ein Chinese in Bautzen II”, 
Xing-Hu Kuo liest aus seinem Buch 

19.03. 16 Uhr, Ewa-Frauenzentrum, Prenz- 
lauer Allee 6, O-1055 Berlin, Feminismus-AK 
18.-20.03. Hannoversche Tage des ökologıi- 
schen Bauens, Congress Centrum Stadtpark, 
Anmeldung: Ökoforum, Haussmannstr. 9-10, W- 
3000 Hannover 1, 0511/16403-40, fax: -94 
19.-20.03. Berlin, Bundestreffen der FÖGA 
20.-21.03. Flensburg, “UNO, NATO, EG - ihr 
Militär und unsere pazifistischen Alternativen” 
und Aktion zum Gedenken an die kurdischen 
Menschen, die am 21.3.92 während der kurdi- 
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schen Neujahrsfeierlichkeiten von türkischen 
Soldaten massakriert wurden, DFG-VK Schles- 
wig-Holstein, Anmeldung: Ralf Cüppers, Apen- 
raderstr. 3, W-2390 Flensburg, Tel.: 0461/47263 
20.03. 
nungen mit Flüchtlingsfrauen (Ulrike Poppe) 
Anmeldung: Ev. Akademie, Goethestr. 26-30, 
W-1 Berlin 12, tel. 030/3191-0 

21.03. Antirassismustag 

23.03. 20 Uhr, Offenbach, Frankfurter Str. 
63H, “Widerstand gegen die Wehrpflicht” mit 


Video “Der unbequeme Weg” (Michael Enger) 
24.03. 20 Uhr, Umwelt-Bibliothek, 0-1058 Ber- 
lin, Schliemannstr. 22, Anti-Olympia-Video und 
Diskussion 


Berlin, Fremde Schwestern - Begeg- 


25.03. 18 Uhr, O-1100 Berlin, Breite Str. 48, 
Dr. A. Klein “Regionales über den 17. Juni 53” 
26.-28.03. Münster, Seminar “Öko-Kolonialis- 
mus und Militarisierung der ökologischen 
Frage”, A: Chile-Infobüro, Frauenstr. 3-7, W- 
4400 Münster 

27.03. 


Talgasse 8, “Wie umgehen mit Gewalt?”, A: 


Nürnberg, Jugendzentrum, Untere 


Fränkisches Bildungswerk für Friedensarbeit, 
Hessestr. 4, W-8500 Nümberg 70, 0911/288500 
nar der Jungdemokraten NRW 

Kontaktstelle Umweltberatung (Anmeldung: 
030/2291657) 
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telegraph - Abonnement 


Ich berät den telegraph im Abonnement 


ab: für 
Jahr (45.- DM) An | 
1/2 Jahr (23.- DM) Redaktıon telegraph 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht - 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. Schliemannstr. 22 


Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Berl ırı 0-1058 
__auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
b Vork i i ien) ! i = 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ; : Ich bestelle Exemplare 


der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
Datum/Ünterschrift von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


telegraph - das Geschenk |[Name: 


Ich verschenke den telegraph als Abo für  |Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 


Name: Zahlungsweise:__ Rechnung __Scheck 
Str/Nr: __ per Abbuchung __Bar 
Om/PL2Z: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph" verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sıch automatisch, wenn nicht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach ein "telegraph"-Abo ! 


Förderabo: 7: =. i j 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wıe den "telegraph 


unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM im Jahr tun. Die Fristen 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,-DM. 

Sondernummer: 

Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Maı/92 

(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 
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